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12, Sitzung des Abgeordnetenhanfed. (3. Decbr.) 

11 Uhr. Am Miniftertiih Graf Itzenplitz und Camphauſen mit mehre⸗ 
ren Commiſſarien. i 

Den Vorſitz führt Vicepräſident v. Köller, da der erſte Präſident des 
Hauſes, Herr v. 1 wegen dringender Amtsgeſchäfte ſich für heute 
und morgen beurlaubt hat. Von dem Miniſter v. Selchow iſt der Entwurf 
eines Fiſchereigeſetzes für den preußiſchen Staat an das Praſidium des 

auſes gelangt. Die Commiſſion für den Geſetzentwurf betreffend die Erb⸗ 
chaftsſteuer iſt gewählt und hat ſich conſtituirt: Dr. Bähr (Vorſitzender), 
Larz (Stellvertreter), v. Bismarck (Flatow) und Wachler (Oels), Schriſtfüh⸗ 
rer. Ibr Mandat haben niedergelegt die Abgeordneten Weyers (3. Aachener) 
und v. Wedell⸗Menzlin (2. Stralſunder Wahlbezirk). 

Zur erſten Berathung des Staatshaushaltes für 1873 melden 
ſich 13 Redner zum Wort, 9 für, 4 gegen die Vorlage. Die letzteren 4 ſind 
Richter (Hagen), Laster, Löwe und Virchow. 

„Abg. Richter (Hagen): Zunächſt beantrage ich im Auftrage meiner po⸗ 
litiſchen Freunde den Etat des Hauſes der Abgeordneten nicht der Budget: 
Commiſſton, ſondern dem Vorſtande des Hauſes zur Vorberathung zu über- 
weiſen, der uns als die geborene Commiſſion zur Vorprüfung dieſes Etats 
erſcheint. Zugleich wee prüfen, ob und in wie weit die Diäten für 
die Mitglieder des Abgeordnetenhauſes noch den jetzigen Preisverhältniſſen 
entiprehen. Was die Finanzvorlagen betrifft, jo muß es befremden, daß 
ich in ihnen keine Sendung auf den Antheil findet, welchen Preußen im 
nächſten Jahre an den franzöſiſchen Milliarden zu erwarten hat. Freilich 
werden vie bis jeht eingezapkien 24, Milliarden für Reichs wee vollttän⸗ 
dig verbraucht; aber die genen 54 illiarde im Feb 

1873 fällig und nach die ſechſte halbe Milliarde iſt doch ſchon im Februar 
Milliarde nicht erſt 15 den Erklärungen des Herrn Thiers ſoll ſogar die 4. 
nächſten Jahre einge; 14, in welchem Jahre fie fällig it, fondern bereits im 
fitionen über die ketedlt werden. Da ſich nun das gleich weitere Dispo⸗ 
bat, ſo werden un 2 1% Milliarden der Kriegsentſchädigung vorbehalten 
theilung auf die pi elde im nächſten Jahre Theile derſelben zur Ver⸗ 
teil Preußeng zu zelnen norddeulſchen Staaten gelangen. Um den An⸗ 
7. Milliarde Francs ameſſen, muß man ſich vergegenwärtigen, daß von 
auen würden Nun mmer mindeſtens 80 Millionen Thaler auf Preußen 
finitive Verwendung dieſeg immerhin der Herr Finanzminiſter über die de⸗ 
die Milliarden wirklich Rn Fl dann Beſchluß fallen laſſen, wenn 

ind. 

Es banbelt ſich aber auch bis dahin um die zeitweilige Verwerthung des 
Antheils für die preußiſche Staatskaſſe. Der Miniſter kann freilich ent⸗ 

egnen: das iſt ſehr einfach, dann mache ich keinen Gebrauch von der Er⸗ 
aubniß Schatzanweiſungen auszugeben, bon den etwa 40 Millionen Eiſen⸗ 
bahncrediten, über die ich noch verfüge: ich ſchiebe auch die Benutzung an⸗ 
derer Credite binaus, die noch in dieſer Seſſton vom Hauſe zu verlangen 
ich mir vorbehalte.“ Man ſpricht ja davon, daß noch Eiſenbahneredite im 
Betrage von 120 Millionen dom Haufe verlangt werden follen. Das Han⸗ 
dels miniſterium pflegt mit feinen . agen der Etatsvorlage immer 
nachzubinken. Wir müſſen aber großen Werth darauf legen, daß alle An ⸗ 
ſprüche an die Finanzen und den Credit des Staates gleichzeitig mit dem 
Etat bei uns angemeldet werden. In dieſer Weiſe wird nun durch Hinaus⸗ 

chiebung der Benutzung von Erediten der preußiſche Antheil an den 
Milanden Verwendung finden, aber jenes Creditbedürfniß und das Ein⸗ 
gehen dieſes Antheils werden ſich nicht immer der Zeit nach vollſtändig 
decken und die Staatskaſſe wird zu Zeiten über zahlreiche überflüſſige 
Millionen verfügen. Allerdings hat der Herr Miniſter bisher von den ihm 
gewährten Crediten einen ſehr ſparſamen Gebrauch gemacht und zeitweilig 
in der Staatskaſſe angehäufte Beſtände möglichſt nutzbar zu? verwenden ſich 
bemübt. Die Ausführung des Geſetzes wegen Auflöſung des Staatsſchatzes 
beweiſt dies. Nach dem betreffenden Rechenſchaftsbericht liegen über 
11 Millionen Staatsgelder noch bei der Seehandlung und werden zu Lom⸗ 
bard⸗Darlehnen verwendet, eine Verwendung, die ohne Ermächtigung der 
Landesvertretung, mag ſie auch noch ſo allgemein ſein, formell nicht ge⸗ 
ſchehen kann; dieſe Ermächtigung müßte unmittelbar im Etatsgeſetz gegeben 
werden. 75 , 

Wir Alle, namentlich die zugleich Mitglieder des Reichstages find, haben 
perſöͤnlich das ſtärkſte Intereſſe daran, die Competenzen des Reichstages und 
des Landtages auseinander zu halten. Indeſſen giebt es hier einige Fra⸗ 

en, bei denen ein beſonderes preußiſches Intereſſe zur Geltung kommt. 
Run iſt der Reichstag nicht gerade das geeignete Forum, die beſonderen In⸗ 
tereſſen der einzelnen Staaten geltend zu machen, der Schwerpunkt ſolcher 
Intereſſen wird immer im Bundesrath liegen. Darum müſſen die Landtage 
der einzelnen Staaten ſuchen, auf die Entſchließungen des Bundesraths da⸗ 
durch Einfluß zu gewinnen, daß ſie ihrem verantwortlichen Miniſter gegen⸗ 
über die beſonderen Intereſſen des einzelnen Staates 1 Geltung bringen. 
Dabei mache ich auf die Vertheilung der franzöſiſchen Milliarden unter die 
einzelnen norddeutſchen Staaten aufmerkſam. Der Maßſtab iſt bekanntlich 
durch Reichsgeſetz feſtgeſtellt. Zu % richtet ſich die Vertheilung nach der 
Contingentsftärte, zu % nach der Bebölferungsziffer. Ich halte nun dieſen 
Maßſtab nicht für gerecht, würde mich aber doch 5 5 geben, wenn er 
auch wirklich Platz griffe. Ich glaube indeſſen, daß von einzelnen nord⸗ 
deulſchen Staaten Beſtrebungen ausgehen, bei der Vertheilung des nord: 
deutſchen Antheils unter die einzelnen Staaten einen für ſie günſtigeren 
und für Preußen ungünſtigeren Maßſtab zu Grunde zu legen und zwar das 
durch, daß nur die Bevölkerungsziffer maßgebend ſein ſolle. Dies wäre 
jedenfalls ſehr ungerecht. Wenn es Preußen möglich geweſen iſt, in dem 
letzten Kriege mit einem großen Contingent aufzutreten, ſo war dies nur 
möglich, weil die Aushebungen hier ſtärker waren, als in den anderen 
Staaten; dieſe ſtärkere Friedenspräſenz hat aber für uns größere finanzielle 
Opfer zur Folge gehabt, weshalb es durchaus billig, wenn auch bei der 
Vertheilung der Kriegsentſchädigung hierauf Rückſicht genommen wird. Wir 
find in Preußen daran gewöhnt, im Intereſſe der deutſchen Einheit große 
west let Opfer zu bringen, indeſſen darf man die Beſcheidenheit nicht zu 
we eiben. 

Wie erheblich es iſt, ob man die Bevölkerungsziffer oder die Contingent⸗ 
ſtärke zu Grunde legt, gebt daraus hervor, daß Sachſen nach der Beall 
zungsziffer mit 8 Procent theilnehmen würde, nach ſeiner Contingentſtärke 
nur mit 6 Procent; Mecklenburg nach der Bevölkerung mit 2%/, Procent 
nach dem Contingent nur mit 1% Procent. Aber jedes Procent von 100 
Millionen macht eine ganze Million Thaler. Wir haben außerdem ein be⸗ 
ſonderes Intereſſe daran, daß im uſammenhange mit der Vertheilung der 
Milliarden auch die Frage des Staatspapiergeldes geregelt wird. Wir 
Pechen haben in Norddeutſchland das wenigſte Papiergeld, kaum 20 oder 

5 Sgr. pro Kopf der Bevölkerung, während für die thüringiſchen Staaten 
dieſe Ziffer den Satz von 4 Thalern, für Sachſen von 5 Thalern beträgt. 
Bei dieſem Unterſchiede in der Vertheilung des 
erwarten, daß die einzelnen norddeutſchen Staaten reiwillig und aus eignen 
Mitteln ihr Papiergeld einlöjen werden, und doch muß wegen Einführung 
der Goldwährung es dazu kommen. Sollte bei der Kriegsentſchädigungs⸗ 
Vertheilung nicht deſtimmt werden, daß die einzelnen Staaten nach der auf 
fie fallenden Quote ihr Papiergeld einlöſen müßten? Löte man das Papier: 
geld aus der Vertheilungsmaſſe Dre. fo erhielte dielübermäßige Ausgabe 
deſſelben noch nachträglich eine Prämie. 5 8 

Nee damit muß dann auch die Lotteriefrage erledigt 
werden. Es ift politiſche Anſtandspflicht der deutſchen Sinompminife, bei 
der jetzigen oda en Sinanjlage die Staatslotterien . be eitigen. Die 
Conceſſionen der öffentlichen Ne und der Frankfurter Lotterie ſind 
theils abgelaufen, theils dem Erlöſchen nahe; heute wenn je, iſt die Ge⸗ 
jegenbeit da, der preußiſchen Lotterie ein Ende zu machen. 

Vor jeder Geldverihellung unter die norddeut chen Staaten aber müſſen 
gerade wir Preußen auf vollen Erſatz der Kriegsleiſtungen dringen. Ich 
meine damit die Leiſtungen der Gemeinden, Kreiſe und andere politiſchen 
Verbände. Es in ungeheuerlich, daß z. B., während wir in Geldüberfluß 
u ſchwimmen ſcheinen, in der Rheinprovinz zur Rückerſtattung der Kriegs⸗ 
eiſtungen ein Zuſchlag von 10 Procent auf die directen Staatsſteuern in 
Ausſicht genommen iſt. (Hört! Hört! linke.) Diele Provinz hat etwa vier 
Millionen an Kriegsleiſſungen verausgabt, und nur 2 davon hat ihr der 


apiergeldes iſt nicht zu W̃ 


Erachtens müßte hier aus den bereiteſten Mitteln der preußiſchen Staats⸗ 
kaſſe Erſatz geleiſtet werden, natürlich vorbehaltlich der Regreßanſprüche an 
das Reich. Es ſcheint aber überhaupt, daß die mit dem Erſatz der Kriegs: 
leiftungen zuſammenhaͤngenden Fragen vom Miniſterium des Innern nicht 
mit verdienter Wärme behandelt wird. In der letzten Reichstagsſeſſion 


kamen Beſchwerden der Art aus Saarbrücken vor. Die dortigen Bewohner |fich 


beklagten ſich über Jurbec gungen bei Gelegenheit des Sturmes auf; die 
Spicherer Berge. Sie bemerkten mit Bitterkeit, daß für gleiche Schäden den 
Landleuten drüben in Elſaß Lothringen längſt Vergütigungen gewährt wor⸗ 
den ſeien, welche die Altpreußen nicht erhalten könnten. In der That ſind 
auf den beſonderen elſaß⸗lotbringiſchen Etat in dieſem Jahre 1 Million 
Francs ausgeſetzt zur Vergütung für ſolche Schäden, welche das Reichsgeſetz 
nicht vergütet. Die Erhebungen des Miniſters des Innern über den Um⸗ 
fang der Kriegsleiſtungen auf Grund des Geſetzes vom Jahre 1851 werden 
jetzt ihren Umfang überſehen laſſen. Wie lange hat es gedauert, bis die 
Landwehr⸗Unterſtützungsgelder zurückgezahlt wurden, jo daß ſelbſt vielen 
Conſervativen die Geduld ausging! Als ſie nun gezahlt waren, was geſchah 
da? In vielen Kreiſen bauten damit die Rittergutsbeſitzer auf den Kreis⸗ 
tagen ihren Freunden und Vettern, den Herren Landräthen neue ſchöne 
Dienſtwohnungen, ſogenannte kreisſtändiſche Häuſer. 

In andern Kreiſen find die Unterſtützungsgelder wirklich zurückgezahlt, 
aber mitten in der Zahlung erſchien ein Reſcript des Miniſters des Innern, 
daß auf Grund der Kreisordnung ſolche Rückzahlungen nicht ſtatthaft und 
dieſe Gelder als Kreisvermögen zu verwenden Teilen. In Folge deſſen mußten 
bereits vertheilte Unterſtützungsgelder wieder eingezogen werden. In den 

ntentionen des Reichsgeſetzes lag es jedenfalls, daß die Gelder an die 

tellen zurückfließen ſollten, aus denen fie gekommen waren. Wir aber 
können uns mit der Rückzahlung, wie fie bis jeßt ſtattgefunden, nicht begnü⸗ 
gen, ſondern müſſen verlangen, daß die Sanbiebesliniertüguingäge Der gan 
und voll zur Rückzahlung gelangen, und in dem Geſetz Vorſorge treffen, da 
aus der beſtehenden Kreisordnung Verfügungen nicht wieder abgeleitet wer⸗ 
den, welche den Zweck der Gut br en neutralijiren. i 

In der Aufſtellung der Etats hat ſich der Finanzminiſter ehrlich bemüht, 
die Beſtimmung des Ober⸗Rechnungskammer⸗Geſetzes über die Theilung 
der Titel durchzuführen. Daß aber dieſe Intentionen ebenfo in allen Reſſorts 
befolgt wären, kann ich nicht behaupten. Der Etat des Cultusminiſteriums 
iſt lange noch nicht durchſichtig genug. Allerdings iſt dieſer Etat der ſchwie⸗ 
rigſte. Man hat bier die beſſernde Hand angelegt und der Etat der Medi⸗ 
einalverwaltung giebt zu wenig Bedenken Anlaß: dagegen iſt der für das 
Kirchenweſen ſo dunkel wie bisher. Man hat weder die eigentlichen Bedürf⸗ 
nißzuſchüſſe geſchieden von denen, die auf Grund beſonderer rechtlicher Ver⸗ 
pflihtung Zu leiſten find, noch hat man die letzteren nach den verſchiedenen 
Rechtstiteln geſondert. Selbſt die Specialiſirung der Ausgaben für die katho⸗ 
liſchen Bisthümer, die wiederholt angekündigt war, iſt in kaum nennens⸗ 
werther Weiſe vollzogen worden. Wenigſtens hätte man die Abſchnitte für 
Unterricht und Cultus trennen ſollen. Dies iſt nicht geſchehen, obwohl man 
einzelne Poſitionen dieſer Etats noch zu erhöhen beabſichtigt. So wird 3. B. 
der Etat zur Unterſtützung bedürftiger Geiſtlicher und Lehrer um 50,000 Thlr. 
in dieſem Jahre erhöht. 5 

Da für die Unterſtützung der Lehrer auch in anderen Etats⸗Abſchnitten 
gelorat iſt, fo ſcheint es, daß es ſich hier weſentlich darum handelt, für den 

nterſtützungsfond für Geiſtliche, und zwar nach der Natur dieſes Fonds 
für evangeliſche Geistliche, eine Erböhung zu erhalten. Man ſcheink den 
Lehrer dem Geiſtlichen nur in den Arm gehängt zu haben, damit der Geiſt⸗ 
liche deſto unbeanſtandeter dieſes Haus paſſire. (Heiterkeit) Ebenſo iſt in 
dieſem Jahre der Fond zur Unterſtützung von Prediger⸗ und Lehrerwittwen 
um 22,000 Thlr. erhöht, aber die vom Haufe beſchloſſene und in früheren 
Ctats befolgte Trennung dieſer beiden Kategorien iſt verwiſcht, ſo daß der 
Miniſter den ganzen Fond für Predigerwittwen verwenden kann und dadurch 
die Dotation der evangeliſchen Kirche erhöht wird. Wollen wir überhaupt 
Humanitatsrackſichten gelten laſſen, fo folten wir einen beſonderen Fond für 
ſolche Geiſtliche ſtiften, die in ihrem Vermögen Schaden gelitten haben, weil 
ſie ſich nicht entſchließen konnten, nach dem Concil einen anderen Glauben 
anzunehmen, als vorher (Heiterkeit). Aber in Bezug auf die Dotation von 
Kirchen haben wir uns lediglich auf den ſtrengen Rechtspunkt zu ſtellen. 
Eine Verpflichtung zur Erhöhung der Dotation der evangeliſchen Kirche iſt 
nicht nachweisbar. Eine ſolche Erhöhung ware auch höchſt unpolitiih. Die 
Staatsregierung hat jetzt endlich die richtige Taltik angenommen vor einer 
Reform der Provinzial⸗ und Kreißorgane, den vorhandenen Organen keine 
neuen Fonds zuzuführen, weil ſie ſonſt die Widerſtandskräfte gegen die Reform 
unterſtützen würde. Dieſelbe Taktik iſt auch der evangeliſchen Kirche gegen · 
über richtig, und der Widerſtand gegen ihre Reform von derſelben Stärke, 
wie der gegen die der Kreis- und Provinzial: Ordnung. Wäre es zur Zeit 
der Landraths⸗Kammer nicht gelungen, die Dotation der evangeliſchen 
Kirche zu erhöhen, fo bätte ſich wahrſcheinlich der verfaſſungswidrige Zuſtand, 
in dem fie ſich befindet, nicht bis heute aufrecht erhalten laſſen. 

Im Etat des Miniſteriums des Innern ſind die Punkte, die dunkel 
waren, auch dunkel geblieben. Man hat nebenbei die Gelegenheit für günftig 
erachtet, alle Ausgaben für die Polizei⸗Verwaltung in den Prodinzen in einen 
einzigen Ttiel ne zu werfen während ſonſt über die königliche Polis 
zei⸗Verwaltung jeder einzelnen Stadt beſonders discutirt und abgeſtimmt 
wurde. Mir haben es uns 
zelgen Polizeipräſidenten z. 
zu ſetzen. Das ſcheint der Min nern 
und wirft daher alle Titel der Polizei⸗Verwaltung in einen zuſammen. Das 
8 5 wir uns natürlich 9 laſſen (Heiterkeit), ſondern den Spe⸗ 
cialetat, wie bisher wieder berſtellen. i 

Was iſt 1 0 den landwirthſchaftlichen Etat viel zu ſagen? Er 
war ſchon bisher confus und iſt jetzt noch confuſer. Möge man mir den 
landwirthſchaftlichen Ausdruck verzeihen, aber in dieſem Elat ſteht alles wie 
Kraut und Rüben durcheinander: Dispoſitionsſonds und Unterrichtsfonds, 
Fonds für die einzelnen Akademien und Lebranſtalten, Meliorationen, jiſche 
und Pferde. Dieſe Anſchauung von der Confuſion des landwirthſchaftlichen 
Etats iſt keine fubjective. Ein Exemplar dieſes Etats, welches ich dieler Tage 
in den Händen eines conſerdativen, der Landwirthſchaft kundigen Abgeord⸗ 
neten ſah, hatte eben fo viele Fragezeichen wie das meinige. Wenn der 
Miniſter eines fo kleinen Reſſorts nicht einmal einen klaren Etat aufſtellen 

Thlr. Gehalt für ihn kaum verantwortet werden 
können Vielleicht ift der Herr Finanzminiſter jo freundlich, feinem Collegen 
etwas ſchärfer als bisher das Concept zu corrigiren. 

Was die materielle Seite des Etats betrifft, ſo iſt allerdings die Regie⸗ 
rung den Wünſchen des Hauſes auf Beſchrankung unzeitgemäßer Staats: 
industrie entgegengekommen. Die vielbeſprochene Erdmannsdorfer Spinnerei 
iſt endlich verkauft, wenn bei dem Geſchäft auch leider die Gründer nicht 
ferngehalten ſind. Im Departement „Berg⸗ und Hüttenwerke“ ſind größere 

erke zum Verkauf ausgeſetzt. Zu den früheren Gründen für Veräußerung 
des Staatsbeſitzes lommen aber gegenwärtig noch neue. Die Auswande⸗ 
rung ländlicher Arbeiter aus Preußen, Pommern und Poſen wird nicht 
durch kleinliche Mittel gehemmt werden. Die Urſache dazu iſt die Schwie⸗ 
rigkeit, in jenen roviuen Grunddeſiber zu werden. Alle Hinderniſſe der 
Parzellirung müſſen daher beſeitigt werden. Die Frage der Aufhebung des 
Fideicommifſes, des Beſitzes der tobte 5 
dergrund. Ich bedauere das Reſcript des Cultusmtniſters, wonach die 
Kirchenverwaltungen die ihnen 891 enden Ablöſungscapitalien in Grund 
und Boden anlegen ſollen; der Beſitz der todten Hand gehört rechtmäßig 
dem Staat. Nach einer bier im letzten Jahre gehörten Aeußerung des 
Landesforſtmeiſterg ſteht dte Verminderung der Forſten und die Parzellirung 
von Grund und Boden in der Probinz Preußen keinem forſtlichen Intereſſe 
entgegen. Die Domänen dort find groß, und die Finanzpolitik Friedrichs 
des Großen, die Domänen zur Coloniſation und Gründung von Bauern⸗ 
dörfern zu beräußern, ſcheint wieder zeitgemäß. N verkenne die Schwie⸗ 
rigkeiten dabei nicht, aber wir haben aus dem Munde des Miniſteroraſi⸗ 
denten ſo ſtolze Worte gehört von der Pflicht der 
* zu löſen, daß wir endlich einmal in dieſer Richtung Thaten ſeben 
möchten. Wenn die Regierung auf dieſem Wege vorgeht, wird fie mehr 
Dank erwerben, als auf dem gegenwärtig von ihr eingeſchlagenen alchymi⸗ 
ſtiſchen, wo unter Vorſitz des Herrn Geheimen Regierungsraths Wagener 


B. den von Magdeburg auf den Ausſterbe⸗Etat 


kann, ſo möchten die 12,000 


Regierung, die ſociale 


Staat baute oh die anderen 2 find Gemeinden zur Laſt gefallen. Meines 


dabei mitunter nicht nehmen laſſen, einen ein⸗ b 


Herr Miniſter des Innern unbequem zu finden] Vol 


todten Hand tritt von neuem in den Vor⸗ 5 


n: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle 
Chatten 8. bungen auf dle Zeitung, welche ren und eng 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Weg den 4. Dezember 1872. 


die preußiſche und öſterreichiſche Geheimrathsweisheit ein Recent 

Leiden e Menſchheit ſucht. (eier pt für die 
Auch der Herr Handelsminiſter hält ſich verpflichtet, alljährlich einmal 

Conferenzen zu demſelben Zweck zu berufen, auch er bat aber auf dieſem 

Wege den Stein der Weiſen noch nicht finden können. Wollte er ftatt deſſen 

doch die ihm nahe ſtehenden Arbeiter, die Beamten feines Reſſorts berück⸗ 


ligen, wie namentlich die unteren Eiſenbahnbeamten! Zwar ſollte für 


dieſen Etat eine Gehaltsaufbeſſerung in Ausſicht genommen werden, doch 


hat man es trotz aller Verſprechungen dabei bewenden laſſen, das Einkom⸗ 
men der Vorſitzenden der Directionen um 900 Thaler zu erböhen. leer 
Hört. Ebenſo wenig iſt für die Gehaltsaufbeſſerung der Chauſſeeaufſeher 
etwas geſchehen. Solche Verſäumniſſe contraſtiren ſehr mit der Art, wie 
die andern Reſſorts die von dieſem Haufe zu Gehaltserböhungen von Beam⸗ 
ten gegebenen Fingerzeige benutzt worden ſind. 

Auch die Servisfrage beruht ja auf einer vom Hauſe gegebenen An⸗ 
regung. Der Herr Finanzminiſter hat hier, als er den darauf bezüglichen 
Geſetzentwurf aukündigte, geſagt, daß es auf der Hand liege, daß, wenn 
die Beſoldung von Civil⸗ und Militarbeamten ſo erheblich geſorgt werde, 
dieſelbe Frage auch für die Herren Offizieren erörtert werden müſſe, daß dieſe 
Angelegenheit aber nicht die preußische Landesvertretung angebe. Allerdings, 
meine Herren, betrifft ſie uns nicht unmittelbar, aber nachdem der Herr 
Finanzminiſter hier ein erſtes Tirailleurſeuer eröffnet bat, muß ich doch 
darauf bemerken, daß die Herren Difiziere ſchon immer Servis gehabt und 
außerdem im Jahre 1863 eine Erhöhung deſſelben um 50 Procent Spine 
haben. (Sebr wahr!) Ebenſo find die Gehälter für fait alle Dffiziers 
Kategorien ſeit 1867 aufgebeſſert worden, und man kann nicht jagen, daß 
jetzt die Civilbeamten den Offizieren im Gehalte gleichſtehen. Ich bemerke 
nur, daß fee der ältefte Gerichtsdirector um 100 Thlr. hinter dem 
jüngſten Major zurückſteht. daß ein Negierungs⸗ oder Appellationsgerichts⸗ 
rath es nicht zum Einkommen eines Majors bringen kann, und daß die 
älteften Regierungs⸗Präſidenten kaum das Einkommen eines Regimenſs⸗ 
Commandeurs haben. Sollte es wirklich gelingen, für den Militäretat im 
Rahmen des Pauſchquantums Gelder verfügbar zu machen, ſo liegt uns 
nach meiner Meinung die Pflicht zur Aufbeſſerung der Unteroſſiſiersgehälter 
8 Mal näher, als eine Erhoͤhnng des Einkommens der Offiziere. Ich 
itte den Herrn Finanzminister, dieſe Erklärung an diejenige Adreſſe zu 
7 — von welcher er die Anregung empfangen hat. die Frage der 
eſſerung der Offiziersgehälter bier zur Sprache zu bringen. 

Wir werden nicht umhin können, in dieſem 30 55 auch die ne der pen⸗ 


ch verkenne dur i 
rage der penfonirten Beamten eine ganz andere i n 


gewillt, Hoffnungen bei dieſen = erwecken, die 
A aube ich, kann der Staat ſich 


Ki wie 


roßer Theil dieſer Staatspenſionäre in den letzten Jahren Gelegenheit 
. hat, ſich Nebenverdienſte zu ſchaffen, welche das Pc 
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ſich auf einem 6 art aus; er bedeutet 3 
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wirkliche 


immer ſehr willkommen ſein. 3a bin in dieſen Verhältniſſen ſcheſ cone 


alter und würdiger Staatsbea 

äußeren Verhältniſſen darauf . n 5 
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die Mittel bietet, auskömmlicher als Da ee 


der günftigen Finanzlage Theil nimmt durch eine Verminderung der Steuern. 


Y 3 < Kar 
dn 5 bat man in dieſem Jahr 21 Millionen Thlr. Steuern erla 


nur im Rahmen unſeres Etats ffi 


Steuerermäßigung beſchränkt ſich in der Hauptſache auf die 1755 ung von 


Perſonen von der Klaſſenſteuer, die weni 

von d ger als 140 Tha 
baben. Die Regierungbehauptet, daß es nicht weniger als 2.000.000 N 
tende und einzelnde Steuernde, die miteinem Einkommen von wenigstens 140 


ſonders begünſtigt 8 
daß ib En ſtigten Klaſſe rechnen; dennoch 


U ili u 
böchſteng aufer kaum den W 91 5 be au Gen m 
mag vielleicht 1 Million Einzelſteuernde nach dem meuen Oe 

f Der Ausfall beliefe ſich alſo au 

Steuerſaß von 15 Ser. al de ai Bus Mt Rebreinabmen, m a 
ber die claſſiſicirte Einkommenſteuer ergeben 

mmungen n en Geſetzes, die Wurzel der es 


jedenfalls 10 


Sehr richtig!). 
5 — liegt E 


Einen Lee en 15 Sgr. bleiben, ſo lange hielten ſie alle übrigen 


weir ben ieben, denn die enden mit der Lage der eh 
rr AB "ven Ci 

ört nun auf; wenn der Tagelöhner nach dem Einkommen abges 
Jgd wild, fo wid ei, der bißher 15 Oge, 1 Ahle, oder 2 ale Steuern 
ablte, auf 3, 4 ja 5 Thlr. 1 mit der Tagelöhnerklaſſe ſchieben 
Kb alle folgenden Klaſſen hinauf (Sehr richtig!); die Steuerſchraube ver⸗ 
liert nach unten jeden Widerſtand. meine, daß die Durchführung des 
Geſetzes, fo wie es vorliegt, eine Erhöhung der Klaſſenſteuer um etwa 16 pCt. 
alſo 2 Millionen zur Folge hat. Dieſelbe Wahrnehmung machen wir auf 


eamten. Wenn wir die Gehälter der activen Beamten 1 2 


erwal 


einer bedeukenden Steuererhöhung führen. (Sehr wahr!) — 
druck, der im Lande empfunden wird, richtet ſich nicht bloß nach der abſo⸗ 


ese ber 
5 en u Reich die Börſen⸗, die Tabalsſteuer einführen 


Steuerreform. Man will die Salzſteuer erlaſſen, aber 


einer weniger erträglichen eine im Extrage raſcher fortſchreitende Steuer 
ſetzen. Dieſelbe Bewandtniß hat es mit der Einführung einer ſogenannten 
Reichsgewerbeſteuer, welche man an die Stelle der Matrikularbeiträge zu 
ſetzen Beabfichtigt. Und wie im Großen, fo auf anderen Gebieten im Klei⸗ 


nen. Es ift wieder ganz ſtill geworden von weiteren Reformen in der 


von Elſaß⸗Lothringen und aus der Poſt. 


claſſifieirten Einkommenſteuer und der Klaſſenſteuer? Der 
en Quotiſirung dieſer Steuer würde damit iu keiner 


Vereinfachung unſeres Zolltarifs; nicht einmal den kleinen Eiſenzoll von 
2% Sgr. können wir los werden; man hört ebenſowenig auf dem Gebiet 
der preußiſchen Finanzverwaltung etwas von der Beſeitigung gewiſſer 
Stempelſteuern; von dem Zeitungsſtempel ſpreche ich ſchon gar nicht mehr 
(Heiterkeit), aber ſelbſt der widerſinnige, kleine Dechargenſtempel, der Stem⸗ 
auf die Quittungen für Beſoldungen, alle ſolche Dinge bleiben aufrecht er⸗ 
halten. Um zu ermeſſen, in welch hohem Grade unſere . uns be⸗ 
fähigt, die Steuern zu ermäßigen, braucht man nur zuſammenzuſtellen alle 
die Ausgaben in unſerem Eklat, welche das Staatövermögen vermehren 
ſollen, alſo entweder Schulden vermindern — in der That überſteigt ja 
unſer Activſtaatsvermögen ſchon jetzt den Schuldenſtand um das Doppelte 
— oder außerdem direct das Anlagecapital in Domänen, Forſten, im Berg⸗ 
und Hüttenfach, in Eiſenbahnen ꝛc. aus laufenden Mitteln erhöhen, dann 
kommt man zu dem Reſultat, daß dieſer Etat das Staatsvermögen um 
13% Millionen vermehrt. = 

Im vorigen Etat war es blos eine Vermehrung von 7 Millionen. Ich 
halte es nun für eine durchaus unrichtige Finanzpolitik, in dieſer W:ile 
ſorlwährend Schätze anzuſammeln und auf eine fortwährende Vermehrung 
des Staatsvermögens durch Anſpannung der Steuerkraft hinzuwirken. Einen 
Fngergeig für den letzten Grund einer ſolchen Finanzpolitik gewährt ein 

atz im Vorbericht zum Budget. Hier beißt es, man müſſe deshalb zu 
außerordentlichen Schuldentilgungen ſchreiten, weil ſchwer zu ermeſſen ſei, 
ob die Verminderung der Matricularbeiträge um 6 Millionen dauernd ſein 
werde. Die eigenen Einnahmen des Reichs aus Zöllen und Verbrauchs⸗ 
ſteuern ſind fortwährend im Steigen, ebenſo die aus den Reichs⸗Eiſenbahnen 
| Dagegen kommen etwaige Mehr: 
forderungen in des Mia Marine, Reichscivildienſt gar nicht in Betracht. 
Eine Erböhung der Matricularbeiträge heißt eine erhebliche Erhohung des 
Militäretats. (Sehr richtig, links.) Obwohl der Militäretat nicht mehr un⸗ 
mittelbar mit unſerem Budget zufammenbängt, jo äußert er doch ſehr merk: 
liche Wirkungen auf daſſelbe. Die Fixirung des dreijährigen Pauſchquan⸗ 
tums ſcheint bei der Staatsregierung das Beſtreben wach gerufen zu baben 


ſchon jetzt möglichſt viele Schätze anzuſammeln und parat zu halten. Wenn 


unmittelbar mit der Erhöhung des Militäretats eine Erhöhung der Steuer: 
laſt in Verbindung gebracht würde, ſo wäre dieſe Erböhung natürlich viel 
ſchwieriger, darum ſammelt man vorzeitig Schatze, hält alle Steuern, die 
man hat, zuſammen, macht fie fo einträglich als möglich, und ſchneidet der 
Landesverkretung fo viel wie möglich Einfluß auf die Einnahmen ab. Die: 
ſes fortdauernde Beſtreben nach einer Erhöhung des Militär⸗Ctats vergiftet 
die preußiſche Finanzpolitik an der Wurzel, macht durchgreifende Steuer⸗ 
reformen unmöglich, erhält die Finanzminiſter fortwährend im Unfrieden 
mit den einzelnen Landes vertretungen, läßt überhaupt kein Bebagen an 
unferer günſtigen Finanzlage aufkommen und hindert uns, in Ruhe und 
Frieden die Früchte des Sieges zu genießen. Es mag ja ſein, daß manchem 
dieſer ſchwarze Punkt am Horizont noch ſehr entfernt erſcheint, jedenfalls 
aber glaube ich nachgewieſen zu haben, daß er ſchon in den gegenwärtigen 


Eilat einen großen Schatten hineinwirft. (Beifall links.) 


Abg. Rickert: Auch ich erkenne die große Sorgfalt an, mit der die Auf⸗ 
el des Etats den Wünſchen der Landesvertretung in einzelnen Reſſorts 
echnung getragen hat, aber die Steigerung unſerer günſtigen Finanzlage 
nimmt einen jo rapiden Charakter an, daß wir alle Urſache haben die Fol: 
gen davon in ernite Erwägung zu ziehen. Seit 1848 hatte die preußiſche 
Finanzpolltik zuerſt das Beſtreben die Einnahmen zu erhöhen, weil die Ein⸗ 
nahmen nicht ausreichten, die nothwendigen Bedürfniſße des Staates zu be⸗ 
friedigen; wir hatten damals die Periode der Steuererhöhungen, der tem⸗ 
orären Zuſchläge auf die die directen Steuern. Aus dieſer Noth der Des 
eits find wir nun in die Noth der Ueberſchüſſe gerathen, und dieſe Noth 


iſt keineswegs ungefährlicher als jene, Seit 3 Jahren arbeiten wir jetzt mit 


wachſenden, in dem Etat erſcheinenden Medrelnnahmen. Das Jahr 1872 
ergab einen Ueberſchuß, der in demſelben Maße höher war, als der Ueber⸗ 
ſchuß von 1871 im Vergleich zu 1870 und ich glaube nicht zu irren wenn 


ich für 1873 dieſelbe Steigerung annehme. Dieſer Thatſache gegenüber kann 


ich nun die in dem diesjährigen Etat in Ausſicht genommene Maßregel, 


77 Millionen zu einer außerordentlihen Schuldentilgung zu verwenden im 


gegenwärtigen Moment in keiner Weiſe für begründet erachten. Der Finanz⸗ 


miniſter würde allerdings eine derartige Maßregel im heutigen Moment 


dem Lande nicht zumuthen können, wenn nicht leider das Axiom in der 
preußiſchen Staatsregierung gälte, daß die Einnahmen aus Steuern als 
feſte betrachtet werden in ſo fern, als ſie keine Verminderung ertragen, 
eine Erhöhung aber ſehr wohl. (Sehr wahr! links.) Es liegt auch nicht 
der entjerntejte Anlaß vor, im gegenwärtigen Moment 7% Millionen Tha⸗ 
ler zu einer außerordentlichen Schuldentilgung zu verwenden. 

r Vorredner hat mit vollem Recht darauf hingewieſen, daß die Ver⸗ 


mehrung des Staatsvermögens aus den laufenden Einnahmen von Jahr 


u Jahr fortſchreitet. Da iſt denn die Frage doch angebracht: En auch 
eute noch ein Grund vor, die Einnahmen des Staates aus den Steuern 
als unbedingt feſte zu betrachten, oder iſt nicht vielmehr Veranlaſſung ge⸗ 
boten, jetzt endlich einmal den Etat umgetehrt in Erwägung zu nehmen, 


und zuerſt zu fragen, welche Ausgaben bat der Staat in dieſem laufenden 
Jahre zu erfüllen und dann erſt zu fragen, in wie weit muß nun die 


teuerkraft des Landes in Anſpruch genommen werden, um dieſen Auf⸗ 
3 gerecht zu werden. Ich frage, würde nicht ein Theil dieſer 7% Mil⸗ 
onen verwendet werden können zum Erlaß von zwei Monatsraten der 
195 wegen der 
I dieſer Steuer würde eiſe prajudicirt. 
ſeh nur eine Schwierigkeit bierbei, die aber ein dauerndes Hinderniß 
nicht bieten würde. Das iſt die Benachtheiligung der Städte in der Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer bei dieſem Erlaß gegenüber dem platten Lande. Ein fo 
unglückliches Schickſal die Aufhebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer in der 
vorigen Seſſion auch gehabt hat, ſo bin ich doch der Zuverſicht, daß wir in 
dieſem Jahre über dieſe, theoretiſch längſt abgethane Frage mit dem Finanz⸗ 
minifter in irgend einer Form uns verſtäudigen werden. Die veränderte 


Aufſſtellung ves Etats, wie ich fie empfahl, kann im Intereſſe des Landes 


— 8 auf die Dauer unberückſichtigt bleiben. Die Staatsregierung 
handelt gegen dies Intereſſe, wenn fie die Landesvertretung immer wieder 
n die falſche Stellung bringt, auf neue Ausgaben zu dringen, blos um die 


1 Uu) feſtſtehenden Einnahmen zur Verwendung zu bringen. (Sehr richtig! 


Es liegt aber auch alle Veranlaſſung vor, gegenwärtig zu einer Ent⸗ 
laſtun der Steuerzahler zu ſchreiten, wenn Sie Ihre Augen auf den augen⸗ 
blicklichen Zuſtand der Finanzen in den einzelnen Kreiſen und Provinzen 
lenken. Es iſt eine feſtſtehende Thatſache, daß faſt alle Gemeinden jetzt 
und in nachſter Zeit eine große Anzahl von berechtigten Ansprüchen zu 
befriedigen haben, zu denen ihre volle Steuerkraft angeſpaunt werden muß. 
Sie würden et meine Herren, wenn jie wüßten, mit welchem Bros 
centſotz ſchon heute die Gemeindemitglieder zur directen Communalſteuer 
herangezogen werden; dieſe beträgt mehr als das Doppelte derjenigen 
Steuer, die der Staat für ſeine Zwecke in Anſpruch nimmt. (Sehr richtig! 
Unks.) Nun, meine Herren, wo ſoll denn das hinaus? Auf allen Seiten 
vu leich die Steuerſchraube anzuziehen, wird doch auf die Dauer nicht möge 
1 ſein, und um ſo mehr hat die Staatsregierung die Pflicht, ibrer⸗ 
ſeiis mit einem Steuererlaß vorzugehen. Was das Geſeg wegen Reform 
der Klaſſenſteuer anbetrifft, jo bin ich mit dem Vorredner darin einver⸗ 
anden, daß die Ausführung dieſes Geſetzez nimmermehr in der Hand des 
inanzminiſters liegt, und daß wir im Lande alle der Meinung ſind, die 

usführung des Geſetzes nach den vorgeſchlagenen i — zu 

er Steuer⸗ 


luten Höhe der Steuerlaſt, ſondern weſentlich auch nach der Verwendung. 
Tritt erſt im Lande die Ueberzeugung ein, daß mehr Steuern erhoben wer⸗ 
den, als nothwendig it für die Bedürfniſſe des Landes, jo wird eine Agi 
tation hervorgerufen, die ein geregeltes Zuſammenwirken von Regierung 
und Landesvertretung in hohem Maße erſchwert. Gerade im Intereſſe 
einer conſervativen Regierung liegt es, uns in dieſer Beziehung entgegen⸗ 
zukommen und darauf zu ſehen, daß in Zukunft für das laufende Jahr 
nicht mehr Einnahmen erhoben werden, als vas Bedürfniß des Landes ber- 
langt. (Beifall.) a f — 0 

Abg. Lasker: Die Regierung theilt im Etat die Einnahmen in ordent⸗ 


liche und außerordentliche, nicht nur nach der Rubrik, wie fie bisher im Etat 


erſchienen, ſondern auch in der Prüfung darnach, in wie weit beſtimmte 
Einnahmen als nachhaltige angeſehen werden dürfen oder als ſolche, die die 
Gunſt der Umſtände uns nur auf kurze Zeit zuweiſt. Die ordentlichen Ein⸗ 


nahmen will nun die Regierung zum Theil zur materiellen Entlaſtung des 


Landes verwenden, — Theil zur Erhöhung nützlicher Ausgaben. Die 
extraordinären Einnahmen aber will fie derwenden zum Theil für die extra⸗ 
ordinären Ausgaben, zum Theil für die Schuldentilgung. Das ſind die vier 


d. b. an Stelle] ich 


n 


leitenden Geſichtspunkte, die die Regierung aufftellt und mit dieſen erkläre 
mich vollſtändig einverſtanden. Es wird ſich nun darum handeln, nad: 
zuſehen, ob dieſe vier ſehr richtigen Grundſätze des Etats auch überall richtig 
ausgeführt find. Die günftige Finanzlage muß uns zunächſt zur Prüfung 
auffordern, ob die Einnahme, aus der ſie fließt, wirklich ſolche ſind, mit 
denen wir abſolut zufrieden ſein können, wir haben viele Einnahmen im 
Etat, die an ſich nicht ſehr hübſche oder unter Umſtänden nicht ſehr ſaubere 
Einnahmequellen ſind, die wir in Jahren des Deficits gelten laſſen mußten, 
weil ſonſt die Bedürfniſſe des Staates nicht gedeckt werden konnten. Ich 
frage nun, in welchem anderen Jahre ſollen wir den moraliſchen Maßſtab 
an die Einnahmen des Staates legen, als in ſolchem, wo wir eingeſtandener⸗ 
maßen an Ueberprofit der Einnahmen leiden? Ich habe im vorigen Jahre 
einmal über die Natur der Steuern Revue gehalten, und es wurde mir 
damals vorgeworfen, ich ließe gar keine Steuern mehr beſtehen. Das war 
aber ein thatſachlicher Irrthum. 5 ; 

ch habe ſtehen laſſen und rühre auch heute nicht daran, die Einkommen⸗ 
ſteuer, jetzt Claſſenſteuer, die Steuern aus Zoͤllen, die Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuer. Dagegen habe ich allerdings auf einzelne Steuern bingewieſen, die 
in Fortfall kommen müſſen, wenn die Mittel zu ihrem Erſatz vorhanden 
ſind, und von dieſem 85 95 ich, da ich gewohut bin, ſelbſt in den Staats⸗ 
verhältniſſen das ethiſche Moment nicht gering zu veranſchlagen, in erſter 
Linie die Lotterie vor. Ich frage: in welchem Jahre wollen Sie die Lotterie 
abſchaffen, wenn nicht in dieſem? Welche Entſchuldigun haben Sie für dieſe 
. gerade der niedrigſten Volksclaſſen zum Lottoſpiel; denn die 
höheren Claſſen haben ihre Spielorle gerade jo gefährlich und unſittlich an 
einer anderen Stelle. bin der Meinung, daß wir ſchon in dieſem Jahre 
einen Beſchluß dahin faſſen müſſen, daß die Volksvertretung nicht länger 
das Spiel der Lotlerie dulden will. (Zuſtimmung.) Man ſage nicht, daß 
wenn dieſe Befriedigung des Spieltriebes abgeſchnitten wird, dann andere 
Laſter ähnlicher Art ſteigen und z. B. gewiſſe mittlere Geſellſchaftsſchichten 
an die Börſe getrieben werden. Ich meine, der Staat kann gar nicht mit 
voller Kraft gewiſſe auftretende fehlerhafte Erſcheinungen unterdrücken, wenn 
er ſelbſt Theilnehmer dieſes Uebels iſt. (Sehr richiig!) v 8 

Damit komme ich zu einer anderen Einnahme, in Betreff deren ich mich 
eber an den Herrn Juſtizminiſter, als an den Herrn Finanzminiſter wenden 
möchte, in der That mit einer Erwägung, die ich ihm ſehr nahe an's Herz 
lege. Der Herr Finanzminiſter hat bei der Stempelſteuer erklärt, daß auch 
die Einnahmen von den Stempeln in dieſem Jahre bedeutend ſteigen werden 
und hinzugeſetzt: von einer reichen u. des Geldmarkts, welche gegen: 
wärtig durch eine beſtimmte Art des Handels über viele Klaſſen ſich ver⸗ 
breitet, bekomme der Staat auch eine Kleinigkeit. Es bezieht ſich dies auf 
das ſchon ſehr gehäſſig gewordene Wort der Gründungen, wodurch in der 
That nicht blos von wirklichem Vermögen Steuern erhoben werden, ſondern 
auch von eingebildetem, wenn, inſofern dieſes Uebel ſehr weit bereits um 
ſich gegriffen hat, nicht blos dem Verkäufer feine abzulaſſenden Gegenſtände 
mit viel zu hohen Preiſen bezahlt werden, ſondern außerdem noch es moͤg⸗ 
lich geworden iſt Zahlungen zu machen, die daun ihrer Taſche zu Gute 
kommen. Dann erhält der Staat die Stempelſteuer für Werthe, die nicht 
exiſtiren, ſondern blos zu ſchwindelhaften Operationen fingirt werden, wo⸗ 
durch der Eine over Andere betrogen wird. Nun weiß ich wohl, daß der 
Herr Finanzminiſter einer ſolchen Erwägung gegenüber ſich nicht helfen kann 
und daß das alte Sprüchwort fortgilt: tessera non olet. Aber dem Herrn 
Juſtizminiſter möchte ich es dringend an's Herz legen, da er doch Gewalt 
über die Staatsanwälte hat, ein wenig Inſtruction an dieſelben ergehen zu 
laſſen, daß dieſer Unfug nicht fo öffentlich fortgetrieben werde (Beifall). g 

Ueber die Privatmoral ſpreche ich nicht, in wie weit der E nzelne feine 
Hand davon fern halten ſoll, durch feine] Rede wird der Durft nach dem 
Golde vor der Zeit geſtillt, und ich bin weit entfernt zu glauben, daß irgend 
welche Nachweiſe von Schäden, ſelbſt irgend eine öffentliche Kritik wirken 
ſollte, an der Stelle, wo ſolche Wünſche vorwalten. Aber es hat ſich bereits 
ein Zeitungskrieg entſponnen, wodurch vielfach den Verwaltungsräthen vor⸗ 
gemorfen wird, daß fie den Kaufpreis für einzelne übernommene Gründungs⸗ 
Osjecte weit höher ihren Actionären peranſchlagt, als fie ſelbſt dafür ger 
zahlt haben. Das iſt der offenbarſte Betrug, zu verfolgen nach dem Straf⸗ 
geſetzbuch und zu beſtrafen mit Gefängniß. (Sehr richtig.) Herrſcht nun 
ein ſo weit verbreitetes Uebel im Lande, werden ſogar öffentlich dieſe Uebel⸗ 
ſtände beſprochen, dann iſt es nicht mehr Sache des Finanzminiſters, 
ſondern des Juſtizminiſters, dem Dinge auf den Grund zu gehen; denn 
das Uebel iſt ſchon jo weit verbreitet, daß alle Geſellſchaftsſchichten davon 
infizirt find. Mitglieder des böchſten Adels im Lande betheiligen ſich an 
derartigen Geſchaften, welche nicht uns, ſondern den Staatsanwalt und das 
Criminalgericht beſchäftigen ſollten. (Sehr richtig.) Sicherlich werden die⸗ 
jenigen, welche noch äußerlich der anſtändigen geuſchaft angehören wollen, 
ſich zurückziehen von den Geſchäften ſobald einmal im einzelnen Falle durch 
einen richterlichen Spruch die Strafbarkeit und der criminelle betrügeriſche 
Cbarakter dieſer Handlungen wird dargethan ſein. (Sehr richtig.) Es wer⸗ 
den wahrſcheinlich mehrere ſolche Geſchäfte abgelehnt werden, es wird ein 
Ausfall an Stempeln eintreten, aber es wird eine Reinigung geſchehen in⸗ 
mitten der allgemeinen Verwirrung, von der die verſchiedenſten Schichten 
der Geſellſchaft von den höchſten bis zu den niedrigſten zu meinem großen 
Leidweſen ergriffen ſind. 

115 komme ſodann auf die Einnahme aus den Chauſſeegeldern, welche 
an ſich ungerechtfertigt, aber auch volkswirthſchaftlich verſchwenderiſch iſt, 
weil fie mit Verluſten an Zeit für die Fabrenden verbunden ift und die 
Erhebung ſelbſt große Koſten verurſacht. Auch dieſe Einnahme kann nicht 
beſtehen bleiben. Sodann muß ich von der Zeitungsſtempelſteuer 
ſprechen. Für ihre Beibehaltung vermag ich keinen andern Grund einzu⸗ 


ſehen, als den, fie bleibt beiteben, weil fie beſteht. Sie iſt im höchſten] h 


Grade ungerecht, und ich bin überzeugt, wenn wir nächſtens ein Preßgeſetz 
im Reichstage berathen werden, würde kein Mitglied fie beſtehen laſſen kön⸗ 
nen. Wenn dem s iſt, fo erſcheint mir aber ſelbſtverſtandlich, daß Preußen 
für ſich in dieſer Frage vorgehe; denn ich bin durchaus nicht dafür, in allen 
Fällen dem Reichstage die Aufgabe zuzuweiſen, daß er unſere Schäden heile. 
Dagegen muß ich andererſeits anerkennen, daß die Regierung thatſächlich 
und in ſehr wirkſamer Weiſe mit einer Entlaſtung der Steuerzahler vorge⸗ 
gangen iſt. Ich rechne hierhin die den Provinzen zur Dispofirion geftellten 
illionen Thaler, die nach meiner Meinung im vollen Umfange die 
Natur eines Steuererlaſſes daben. Was das Geſetz wegen Reform der 
Flaſſen⸗ und Einkommensteuer anbetrifft, ſo billige ich rückſichtslos das 
Princip einer ſolchen Reſorm. Ich betone aber, daß mir die Skala von 
140 Thaler durchaus als viel zu tief egriffen erſcheint. Wenn Sie diefe 
140 Thaler beſtehen laſſen, fo wird die Folge davon fein, daß man fi in 
den Gemeinden und Kreiſen mit falſchen Einſchätzungen helfen wird. — Ich 
bedaure auf das Ernſteſte, daß nicht zu dem Princip der Selbſteinſchätzung 
gegriffen iſt. > Er 1 
Es beißt in den Motiven des Geſetzes; die Selbſteinſchazung würde im 
Lande auf großen Widerſtand ſtoßen. Aber das würden doch immer nur 
individuelle Rückſichten fein; und es käme doch einmal auf einen Verſuch 
an; auch ſoll ja die Selbſteinſchätzun ee ‚ohne jede Correctur 
Seitens der competenten Behörden bleiben. Das Prinzip die Exlraordina⸗ 
rien der Einnabmen zu Schuldentilgungszwecken zu benußen, kann ich nur 
für ein durchaus richtiges halten. Der Finanzminiſter hat mit dieſer erſten 
Maßregel der Conſolidirung fein Versprechen eingelöſt, mit dem er in das 
Amt eintrat. Freilich tritt die Sculventilgung zurück vor einer andern 
frage, die an uns herantritt, und das ilt die Vermehrung der Ausgaben 
fir die Zwecke des Unterrichtz. Diele Aufgabe brecht ſo dringend an Yale 
Thür, daß wir unmöglich noch ein Jahr über ihre Erfüllung hingeben laſſen 
können. (Sehr wahr! links) Endlich möchte ich noch darauf hinweiſen, 
daß auch in Hinſicht auf die feineren Be a des Lebens, und darunter 
verſtehe ich vor Allem die Kunſt, erhöhte Anſprüche an uns herantreten, 
deren Befriedigung ſich nicht wohl wird umgehen laſſen. Ich ſelbſt behalte 
mir bei dem betreffenden Etat nähere Anträge por. Zum Schluß wünſche 
ich, daß wir an dieſen Etat nicht mit gar e ſauren Mienen herantreten 
mögen. Das Unalück, einen fo glänzenden Ctat zu baden, ift nicht ein fo 
ſehr großes. Möge uns nur auch der Herr Finanzminiſter bei der Durch⸗ 
e des Etats die Wege leicht machen und nicht überall da, wo wir 
techniſche Ausstellungen machen, immer gleich einen Angriff gegen die Fi⸗ 
nanzverwaltung erblicken. (Lebhafter Beifall.) f 
inanzminiſter Camphaufen: Es beſtebt ein großer Gegeuſatz zwiſchen 
der Art und Weiſe, wie der Herr Vorredner ſelnen Vortrag geſchloſſen, 
und zwiſchen den Worten, mit denen der erſte Redner ſeine ausführlichen 
Darlegungen beendigte. Der erſte Herr Redner ließ ſich zu der Aeußerung 
herbei, die Finanzen des preußiſchen Staates ſeien in der Wurzel vergiftet. 
ch habe dabei das Gefühl gehabt, daß jeder Staat ſich freuen würde, wenn 
eine Finanzen fo vergiftet wären, wie die preußiſchen. Der andere Redner 
dat gejagt: Der Finanzminifter werde ſtets in Unfrieden mit der Landes⸗ 
vertretung leben. M. H., ſollte ich wirklich in Unfrieden mit der Majorität 
dieſes hohen Hauſes leben, jo gabe es ein ſehr leichtes Mittel dem aus dem 
Wege 1 geben, ich würde mich um meine Demiſſion bemühen. Bis jetzt 
habe ich aber geglaubt, daß ich nicht in Unfrieden mit dieſem hoben Hauſe 
lebe, ſondern daß mir nur das Leben etwas ſauer gemacht wirt; daß ich 
dafür verantwortlich gemacht werde, wenn das nicht geſchieht, was der Red⸗ 
ner wünſcht. Alle drei Redner haben darin übereingeſtimmt, das vorgelegte 
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Steuergeſetz einer eingehenden Kritik zu unterwerfen, bald wohlwollend, bald 
weniger wohlwollend. Ich bin nun zwar der Anſicht, daß wir heute über 
dieſe Steuerfrage nicht zu verhandeln haben, aber nachdem drei Redner in 
jo ausführlicher Weiſe ſich mit dieſer Frage beſchaftigt haben, werde ich wobl 
auch auf Nachſicht rechnen Sue wenn ich auch don meiner Seite aus 
einige Worte über dieſen Begenſtand an Sie richte. Durch die Aeußerungen 
des Vorredners zog ſich gleichſam als ein rother Faden bindurch die Be⸗ 
ſürchtung, daß die Verhandlungen über dieſe Frage vielleicht an einer ge⸗ 
wiſſen Starrheit der Auffaſſung Seitens des Finanzminiſters ſcheitern 
könnten. Ich glaube, auf eine ſolche Befürchtung, wenn ſie wirklich beſtand, 
hat eingewirkt der Gang der Berathung des vorigen Etatsentwurfes. 
Die Lage der Staatsregierung iſt diesmal eine andere. Bei der vor⸗ 
jabrigen Geſetzesvorlage war der Staatsregierung die Aufgabe geſtellt, durch 
eine leicht ausführbare, raſch zu ergreifende Maßregel die Erleichterung dem 
Lande zuzuführen, welche nach der Auffaſſung der Staatsregierung die Ver⸗ 
hältniſſe gewähren könnten. Damals handelte es ſich darum, einem oft 
wiederholten Wunſche dieſes Hauſes wegen Aufhebung der Mabl⸗ und 
Schlachtſteuer die Wege zu bahnen, es handelte ſich darum, raſch eine Um⸗ 
geſtaltung der Klaſſenſteuer vorzunehmen. Heute oder vielmehr in der dies⸗ 
maligen Sitzungsperiode iſt die Staatsregierung in der Lage geweſen, Ihnen 
einen reiflich erwogenen Steuerplan vorzulegen, ſie iſt in der Lage geweſen, 
dieſen Steuerplan ſo abzugrenzen, daß gehofft werden darf, es werde über 
denſelben eine Verſtändigung iwf an ſein. Man iſt mit der Be⸗ 
dauptung hervorgetreten, was der Entwurf an Entlaſtung bringe, das wird 
in der Sache eine „ werden. Nun m. H., ich denke, wir ſehen 
auch in dieſem Falle, wie ſchwer es iſt, die noch unbekannten Wunſche der 
Landesvertretung zu befriedigen. Im vorigen Jahre haben wir Ibnen eine Vor⸗ 
lage gemacht, an der man ausſetzen mochte, was manwollte, aber ſie war ein Be⸗ 
ſtreben, daß eine Steuererledigung ſofort eintrat. In dieſem Jahre machen wir 
Ihnen auf's Neue eine Vorlage nach dieſer Richtung bin, aber, weil man 
die damalige Baſis unſeres Vorſchlages angefochten bat, auf einer anderen 
Baſis, des 2 ermittelnden Einkommens, nun wird ſofort behauptet, wenn 
Wache dieſem Satz ausgeht, bekommt ihr viel zu viel Geld. Ich kann 
er 
Satz unrichtig gegriffen iſt, fo würde ich nicht nur bereikwillig in eine folde 
Erhöhung willigen, ſondern es würde mir dies eine große Freude bereiten. 
Denn ich bedauere, daß wir bis zu dieſer Grenze das Einziehen der Steuer 
tattfinden laſſen müſſen. 5 
Ebenſo kann ich Ihnen von vornherein die Verſicherung geben, daß die 
Regierung die Frage der Steuerreform durchaus nicht als eine Parteifrage 
auffaßt, ſondern daß ſie nichts weiter ins Auge faßt, als den wirklichen 
Nelke des Landes zu dienen, daß ſie den Einſpruch über das, was das 
bgeordnetenhaus ir zuträglich hält oder nicht, mit geziemender Berückſich⸗ 
tigung entgegen nehmen wird. Tiefer auf die Frage einzugehen, wie es mit 
der beabſichtigten Steuer im Einzelnen ſteht, glaube ich mir verſagen zu 
müſſen; nur würde es vielleicht gut ſein, wenn ich eine Erläuterung gebe, 
vie man überhaupt zu dem vorgeſchlagenen Satze gekommen iſt. Da muß 
ich denn anführen, daß ſchon die Inſtruction zur Klaſſenſteuer vom 8. Mai 
1851 für die oberſte 3 die Abſchatzung auf das Einkommen bafirt 
hat, daß der neue Geſetzentwurf für dieſe oberſte Hauptklaſſe ſich im Weſent⸗ 
lichen an die früberen Vorſchriften anſchließt, aber in Bezug auf die unterſten 
Stufen Ermäßigungen eintreten läßt. Ferner muß ich anführen, daß zwar 
nicht in der Inſtruction, die das Finanzminiſterium für die Veranlagung 
zur Klaſſenſteuer erlaſſen hat, wohl aber in einer Steuerregulative für die 
communale Einkommenſteuer eine Untereintheilung jtatigefunden zu haben 
ſchien. Nach dieſen Sätzen war zu 3 Thlr. zur Veranlagung gekommen ein 
Einkommen von 150—200 Thlr., zu 2 Thlr. ein Einkommen von 100 —150 
Thlr., das niedrigere zu einem niedrigeren Satze. Ich habe ferner anzu: 
führen, daß nicht für einzelne Gegenden, ſondern für ganze Landestheile uns 
mit der größten Beſtimmtbeit behauptet und ziffernmäßig dargelegt worden 
it, daß das Einkommen einer Hausbaltung in jenen Schichten der Geſell⸗ 
ſchaft ſich auf mehr als 120 Thlr. nicht eranſchlagen laſſe; ich kann Ihnen 
anführen: Gumbinnen, Königsberg, Marienwerder, Köslin u. |. w. & 
gelenk an als durchaus zutreffend erweiſen werden, will ich dahin⸗ 
geſtellt ſein laſſen. . N ; ö 
Dann will ich anführen, daß bei einer Stala, die nur um ein Weniges 
höher gegriffen war, ein Rechenkünſtler im Finanzminiſterium mir einen 
Steuerausfall von 3,300,000 Thlr. berechnet hat, ohne die Verantwortlich⸗ 
keit zu übernehmen, daß der Steuerausfall nicht noch etwas größer ſein 
werde. So viel über den Punkt der Steuerreform. Ich wiederhole, die 
Staatsregierung wünſcht die eingehendſte Prüfung, ſie erwartet Ihren Be⸗ 
ſchluß darüber, ob die Baſis als eine zutreffend gewählte anzuerkennen if, 
und fie wird ſich mit Idnen zu verſtandigen ſuchen, damit jetzt wirklich 
eine Steuerermäßigung eintreten kann. — Unter den vielen Bemerkungen 
die zu dem Etatsentwurf gemacht find, bin ich beinahe in Verlegenheit, 
wohin ich mich zuerſt wenden ſoll. Mein Blick fällt zunachſt auf eine 
Aeußerung des zweiten Herrn Vorredners, deſſen ich bis jetzt noch nicht ge⸗ 
vacht habe. Er erklärt es für undenkbar, daß die Staatsregierung es für 
angemeſſen erachten kann, zu einer extraordinären Schuldenkilgung zu ſchrei⸗ 
ten. Ich muß bemerken, daß der geehrte Abgeordnete noch nicht Mitalied 
dieſes Hauſes war, als wir über das Conſolidationsgeſetz verhandelten. 
Damals habe ich mich dafür engagirt, daß ich, wenn die Verbältniſſe es 
geitatteten, für eine ertraordinäre Schuldentilgung eintreten würde. (Sehr 
richtig.) Dieſes Wort haben wir durch Vorlegung dieſes Etats eingelöft. 
(Bravo.) Ob es ſich empfehlen könnte, einen Steuerlaß zu gewähren, das 
wird dem Beſchluß des hohen Hauſes zu unterbreiten ſein. Ich möchte 
aber behaupten, daß ein ſolcher Steuererlaß ſehr viel geringere Wirkung 
aben würde, als ihm der geehrte Vorredner zuſchreibt, daß dagegen eine 
zweckmäßige Verwendung für Ausgaben dem Lande bei Weitem erſprieß⸗ 
licher ſein wird. E 8 S 
Der Abg. Laster hat uns nicht ganz eine ihr ab aut teuerver⸗ 
abe 
vernommen, daß er die Grund⸗, Gebäude: und Gewerbeſteuer beſtehen 4 5 
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mehr als 1%, Millionen Thlr. Es ſcheint mir, daß biernach wohl nicht 
zu verkennen iſt, wie viel gerade für dieſe Zwecke geideben. 2 

Was die Form des Etatsentwurfes angeht, gereicht es mir zur beſonde⸗ 
ren B. digung, die wahrlich nicht leichte Arbeit, einen Etat aufzustellen, 
der a er einen Seite den berechtigten Anforderungen der Landesvertre⸗ 
tung geiügt, auf der andern die Verwaltungen nicht nutzlos einengt, wirklich 
elöſt zu ſehen. Wenn daneben einzelne Etats, z. B. der des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Mia ern angegriffen worden find, ſo kann ich deute die ein: 
einen Vorwürfe nicht genau prüfen; dies wird in der Budgetcommiſſion ge: 
leben müſſen. Wenn der Abg. Richter gelost hat, daß in dieſem Etat alles 
wie Kraut und Rüben durcheinander geworfen ſei, ſo möchte ich eigentlich, 
wenn ich die large Liſte anſebe von den Punkten, die er in feiner Rede be: 
rübrt hat, vielleicht daſſelbe von ſeiner Rede behaupten; aber ich will es 
nicht tun. (Heiterkeit) Ich will noch über das Befremden ſprechen, welches 
der Abgeordnete dem Etatsentwurf entgegengebracht. Ueber den Eingang 
der Milliarden bin ich nicht in der Lage mehr zu ſagen, als was ich im 
borigen Jahre verkündigt dabe. Preußen hat nur eine Erleichterung ge: 
noſſen, daß wir in der Lage waren, den Staatsſchatz aufzulöſen und die 
Abgaben an das Reich zu verringern. Durch das Reichsgeſetz vom 8. Juni 
d. J. iſt angeordnet, daß die Verfügung über die Verwendung der auf den 
norbdentihen Bund fallenden Gelder nur durch Reichstagsbeſchluß erfolgen 
kann. - e 

So lange ein ſolcher Beſchluß nicht erfolgt ift, hat das preußische Finanz⸗ 
miniſterium keine Reſolution darüber zu faſſen. In welchem Sinne ein 
Reichstagsbeſchluß Welche wird, wage ich nicht im Voraus zu beſtimmen. 
Es iſt den Herren, welche zugleich Mitglieder des Reichstags ſind, bekannt, 
daß 2% Milliarden erforderlich waren, um theils die Ausgaben zu leiſten, 
ſheils Schulden zu tilgen, ja daß dieſe Summe noch nicht dazu ausgereicht 
bat. Wenn das Reich die ferneren Mittel zur Deckung ſeiner Verpflichtun⸗ 
gen in den Händen haben wird, wird es darüber zu beſtimmen haben, ob 
es einen Fonds gründen will, deſſen Zinſen zu Invaliden⸗Penſionen be⸗ 
ſtimmt werden können, oder ob es die Ueberſchüſſe an die Matrikularſtaaten 
vertheilen will. Dann würde auch Preußen ſeinen Theil daran erhalten 
und die preußiſche Landesvertretung in der Lage ſein, die Frage zu ent⸗ 
ſcheiden, was mit dem Gelde anzufangen ſei. Bei der Vorlegung des Etats 
war die Staatsregierung nicht in der Lage, in dieſer Beziehung ſchon Vor⸗ 
ſchlage zu machen. Die zen vorlage für 1873 iſt völlig unabhängig von 
ſolchen Eventualitäten. Noch Einzelnes, was dem Entwurf zur Laſt gelegt 
wurde, übergehe ich, weil ich glaube, daß es für eine Generalberathung 
nicht paßt, darauf einzugehen. : Im 5 

Handelsminiſter Graf Itzenplitz: Zunachſt kann ich in Beziehung auf 
das Berg⸗ und Eiſenbahnweſen alles beſtatigen, was der Herr Finanz 
minifter geſagt bat. Ich bin auch der Anſicht, daß wir den Etat vollſtändig 
erfüllen, vielleicht ſogar einen Ueberſchuß erzielen werden. Was das Berg: 
weſen anbetrifft, ſo ergebe ich mich der Hoffnung, daß wir den Etat errei⸗ 
chen werden, indeſſen, wenn man unter der Erde arbeitet, giebt es immer 
einige Punkte, wo man nicht weiß, wie es unten ausſieht. (Heiterkeit. 
Ich babe aber die Hoffnung, daß wir in Inowraclaw ſchon dald Salz ver⸗ 
kaufen werden, aber in Seegeberg iſt plotzlich unterirdiſches Waſſer aufge⸗ 
treten, was große Maſchinen zum auspumpen erforderke. Solche Dinge 
ar. sa ſich der Berechnung. Endlich erlaube ich mir die Bemerkung, daß 
nicht blos in der einen Kategorie der Eiſenbahnbeamten, die der Abgeord⸗ 
nete Richter anführte, eine Erhöhung der Gehälter ſtaltgefunden hat, ſondern 
auch noch in drei anderen Kategorien daſſelbe geſchehen iſt. 

Juſtizminiſter Leonhardt: Meine Herren, ich erlaube mir nur wenige 
Worte über den mir vom Abg. Lasker ertheilten freundſchaftlichen Rath. 
Er hält es für Pflicht des Juſtizminiſters, die Staatsanwälte zur Entfaltung 
ihrer Thätigkeit betreffs der Gründungen anzuweiſen. Ich bedaure, darauf 
nicht eingeben 10 können. Der Juſtizminiſter hat den Staatsanwälten 
gegenüber feine Thätigkeit auf die Auſſicht zu beſchränken und dat ſich nicht 
in die Frage der Anklage⸗Erhebungen zu miſchen. Seit einer Reihe von 
Jahren halte ich dieſe Anſicht für die correcte, habe mich auch vor 5 Jahren 
durch Widerſpruch nicht davon abbringen laſſen. Wohl können Ausnahmen 
von dieſem Grundſatz berechtigt ſein, entweder für einzelne Fälle, oder generell, 
aber dafür müßte doch zuerſt ſtatiſtiſches Material borliegen, und das ver⸗ 
miſſe ich bis jetzt We und dann würde auch noch hinzutreten müſſen, 
daß fie Grund dazu hätten. Daß die Staatsregierung aus beſonderen 
Gründen die beregten Verbrechen nicht verfolgen wolle, kann doch nicht an⸗ 
genommen werden. Die Sache iſt doch einfach. Wenn bei dieſen Grün⸗ 
dungen offenbare Betrügereien borfallen, jo liegt es ſehr nahe, daß die Be 
trog'nen ſich an den Staatsanwalt wenden, um die Erhebung der Anklage 
zu ſordern und daß ſich daan die Sache von unten nach oben bewegt. 
Wollte aber der Juſtizminiſter von vornherein mit ſolchen Anweiſungen 
ommen, jo wäre zu fürchten, daß dies zu einem unberechtigten Eingriff der 
Staatsanwaliihaft in die Privatverbältniſſe führen könnte. 

Abg. v. Rauchhaupt: Der ganze Etat macht den angenehmſten Ein⸗ 
druck. Vor Allem freue ich mich über die Dotationen der Provinzen, jetzt 
haben wir nicht mehr Urſache auf Hannover neidiſch zu ſein. Die 105 
des Abg. Richter g Miene meiſt in ſich ſelbſt; er wirft nur einen Zankapfe 
bin, den boffentlich Niemand aufnehmen wird. Wir müſſen es anerkennen, 
daß eine namhafte Schuldentilgung erzielt iſt und doch ein Steuererlaß von 
2% Millionen gewährt wird. Die Steuerreform anlangend, find wir mit 
dem Finanzminiſter einig in der Abſicht, der unterſten Stufe eine Erleich⸗ 
terung zu ſchaffen; über Einzelheiten, worin wir auseinandergehen, wird 
ſich auch noch eine Verſtändigung erzielen laſſen. Die Ziffer des Einkom⸗ 
mens für die unterſte Steuerftufe zu finden iſt ſchwierig; entgegen dem Abg. 
Lasker möchte ich jedoch die Zahl 140 nicht 5 ſondern noch tiefer 
herunter gehen. Wenn nun nicht zu leugnen iſt, daß bei der anerkannt 
günſtigen Finanzlage des Staates dielſeitig ein Direcier Steuererlaß gefor⸗ 
dert wird, jo müſſen wir gerade das Land darüber aufklären, welchen großen 
Aufgaben der Staat zu genügen bat. Die Frage der Eiſenbapnpolitik ift 
ſehr ftreitig. Aber daß wir — Ueberſchuß aus ihrer Verwaltung erzielt 
eben, gereicht uns zur Genugthuung; l . 
Pos Re: Telegtapbie nur das Intereſſe des Publikums nicht aber den Ge⸗ 
wiun im Auge haben. Wenn der Staat nach ſolchen Grundsätzen handelt, 
boffe ich, daß der Geift des Materialismus immer mehr unterdrückt wird; 
dann werden auch die Einzelnen ſich immer mehr von einem engherzigen 
Standpunkt losſagen und ihre Perſon für das Wohl der Geſammtheit ein 
zuſetzen bereit ſein. . 0 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. Perſönlich bemerkt Richter, daß der 
e Worte von ihm aus dem Zuſammenhange geriſſen und ent⸗ 
tellt wiedergegeben habe. Er habe nicht geſagt, die preußiſchen Finanzen 
jeien in der Wurzel vergiftet, vielmehr unſere günſtige Finanzlage aner⸗ 
kannt; das habe er aber bemerkt: durch den Militäretat werde die F nany 
. — in der Wurzel vergiftet. — Der Finanzminiſter will, da dem 

orredner die Aeußerung, er habe ſeine Worte entſtellt, ungerügt 
gelaſſen worden, nichts erwidern, worauf Prasident v. Köller bemerkt daß 
der Abg Richter nicht geſagt habe, entitellt, ſondern entſtellt wieder: 
gegeben, ein Ausdruck, der durchaus parlamentariſch ſei. 

Der Antrag Richter 's, den Etat des Hauſes dem Vorſtande zur Vor⸗ 
berathung zu Überweilen, wird nachdem Lasker bemerkt, daß der Wider⸗ 
r eng  erleet e * ausſchließe N den 

iderſpru f und die ganze 2 Bub 
1e übermiele, eee ganze Vorlage der Budget⸗Com⸗ 

ie Vorlage, betreffend die Dotation der Provinzial⸗ 
Rechenſchaftsbericht Über die Verwendung Ai — * 3 

Bo äbrten Beibi gehörigen der Reſerve 
und Landwehr gewährten Beihilfen werden auf Wunſch des erkrankten Mi⸗ 
niſters des Innern von der Tagesordnung abgefept. 

Es folgt die erſte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes betreffend die 
Gautionen der taatsbeamten. Abg. Roſcher beantragt Ueberweiſun 
der Vorlage an eine Commiſſion, Reicher 2 Simon v. Zaſtrow ji 
erklärt, da die Vorlage mit dem eichsgeſetze fast ganz üdereinſtimme und 
unverändert angenommen werden müßte. Abg. b. Saucken (Tarputſchen) 
beantragt bei dieſer Gelegenheit, die Jaſtizcommiſſton zu wählen und dieſer 
die Vorlage zu überweiſen, wofür ih auch Graf Winzingerode erklärt, 
indem er dabei auf die die Vorlage berührenden zahlreichen Petitionen bins 
weiſt. Das Haus 4 ſich dafür, die Vorlage der zu wählenden Juſtiz⸗ 
Commiſſion von 14 Mitgliedern zu überweiſen. = 

Schluß 3% Uhr. Nachſte Sizung Mittwoch 12 Uhr. (Antrag Bening 
betr. Abloſung der Reallaſten der Provinz Hannover; dritte Berathung der 
Vorlagen, betr. das zur Cheſchließung erforderliche Lebensalter und über die 
87 und der auf den Betrieb des Abdeckereigewerbes bezüglichen Berech⸗ 

gungen. 


Berlin 3. December. [Amtliches] Se. 
Großherzog ) badiſchen Wirklichen Geheimen 
. lte glg eien dediſcen Legations⸗Rath und 

en zweiter Klaſſe und d ich ba ö un 
n Air e Rothen Adler⸗Orden dritter 


— 


Majeſtät der König hat dem 
Rath und Kammerherrn 


Kammerherrn Freiherrn von Althaus, den 
laſſe verlieben. E 8 8 
Se. Majeſtat der König hat dem Oberſten z. D. Willerding, bisher 
Praſes der Artillerie⸗Prüfungs⸗Commiſſion, den Königlichen Kronen⸗Orden 
zweiter Klaſſe, dem Kammermuſikus Kitzing zu Berlin den Königlichen 


F 


die Eiſenbahnen ſollen ebenſo wie]. 


Stern zum Rothen Adler⸗ 


E 


TUR N 


Kronen⸗Orden vierter Klaſſe und dem Seiler und 
bardt zu Glücksſtadt die Era preußſ am Bande verliehen. 

Ernannt ſind: Der Königlich preußiſche Friedensrichter Hermann 
Schaefer in St. Goar zum Notar für den Friedensgerichtsbezirk Kayſers⸗ 
berg mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Kayſersberg; der Königlich preu⸗ 
ßiſche Notar C riklan Anton Hubert We in Simmern zum 
Notar für den Landgerichtsbezirk Saargemünd mit ns Wohn: 
ſizes in Saargemünd; der Königlich preußiſche Notar Mathias Feilzer 
in Zell a. d. Moſel zum Notar für den Landgerichtsbezirk Metz mit An⸗ 
weiſung feines Wohnſitzes in Metz; der Königlich baieriſche Obergerichts⸗ 
ſchreiber Ludwig Krieger in Aſchaffenburg zum Notar für den Friedens⸗ 
gerichtsbezirk Gebweiler mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Gebweiler; 
der Königlich baieriihe Notar Pbilipp Meß in Kirchbeimbolanden zum 
Notar für den Landgerichtsbezirt Straßburg mit Anweiſung ſeines Wohn⸗ 
ſitzes in Straßburg. — Dem Notar Ludwig Joſeph Gendre zu Maas⸗ 
münſter iſt die nachgeſuchte Entlaſſung aus dem Reichs⸗Juſtizdienſte ertheilt. 

Se. Majeität der König hat den Ober⸗ und Geheimen Regierungs⸗Rath 
Lentz zu Hannover zum Präſidenten der dortigen Finanz⸗Direction ernannt; 
dem Haupt⸗Steueramts⸗Rendanten Grochowsky in Uerdingen bei ſeinem 
Ausſcheiden aus dem Staatedienſte den Charakter als Rechnungs⸗Rath; und 
dem Pächter der Domäne Barkow, Oberamtmann Hardes, den Charakter 
als Amtsrath verlieheu. En j 

Der Privat⸗Docent Dr. Heinrich Koebner in Breslau iſt zum außer: 
ordentlichen Profeſſor in der mediciniſchen Fakultät der dortigen Univerſität 
ernannt worden. 

Berlin, 3. Deebr. [Se. königliche Hoheit der Großher⸗ 
zog von Mediendurg- Schwerin] traf heute Früh 5 ½ Uhr mit 
der Hamburger Bahn hier ein, nahm kurzen Aufenthalt im königlichen 
Schloſſe und ſetzte mit dem um 7 ¼ Uhr vom Görlitzer Bahnhof ab⸗ 
gelaſſenen Extrazug die Reiſe behufs Theilnahme an der heute bei 
Königs⸗Wuſterhauſen ſtattgeh abten Hoſſagd fort. (Reichsanz.) 

O Berlin, 3. Dec. [Die Oppoſition im Herrenhauſe. 
— Graf Stolberg. — Dementi. — Obligatoriſche Civil⸗ 
ehe. — Unterrichtsweſen in Elſaß⸗Lothringen.] Sehr ge⸗ 
ſpannt iſt man auf das weitere Verhalten der Herrenhaus⸗Oppoſition; 
an eln Waffenſtrecken der Ultra's iſt jedenfalls nicht zu denken. Die 
„Kreuzzeitung“ zuft bereits die Mitglieder der Fraction Stahl zu einer 
Vorbeſprechung „der veränderten Situation gegenüber“ zuſammen. 
Der ganze Ton diejed Aufrufs läßt auf dle Abſichten einer energiſchen 
Kampfführung ſchließen. Man erfährt auch, daß Herr von Kleiſt⸗ 
Retzow ſich bereits eifrig bemüht, feine Freunde aus allen Provinzen 
zu den Verhandlungen heranzuziehen und unterliegt es keinem 
Zweifel, daß er das gewohnte Gefchäft der Amendirung in 
der alten Weite wieder aufnehmen wird. Die Gegenpartei muß 
deshalb moͤglichſt vollzählig auf dem Platze ſetn. Kann auch 
die Regterung hierzu nichts thun, ſo iſt es um ſo mehr 
Pflicht der Preſſe und der öffentlichen Meinung, darüber zu 
wachen, daß keiner ſich ſeiner Pflege entzieht. Schon früher verlautete, 
daß Graf Stollberg in Folge ſeiner Stellung als Herrenhaus⸗Präſident 
fein bisheriges Amt als Oberpräfident von Hannover niederlegen wollte. 
Wie man vernimmt, iſt derſelbe nunmehr beim Könige um ſeinen Ab⸗ 
ſchied eingekommen und dürfte dieſem Geſuch auch Folge gegeben wer⸗ 
den, jo ſchwer Graf Stolberg zu erſetzen fein wird. Es verdient er» 
wähnt zu werden, daß derſelbe ſein Amt bis jetzt überhaupt nur auf 
Wunſch der Regierung weiter geführt hat. Das vielfach verbreitete Gerücht 
vom Rüdıritt des Grafen Roon entbehrt jeder Begründung. Das Geſetz 
über die Clollehe iſt nunmehr dem Staatöminifterium vorgelegt, nachdem 
die betheiligten 3 Reſſortminiſter ſich über ſeine Faſſung vollkommen ver⸗ 
ſtändigt baben. Man glaubt, daß daſſelbe hier in kurzer Friſt ohne weitere 
ſchrifllche Voten mündlich erledigt und alsdann dem Könige vorgelegt 
werden wird. Es handelt ſich, wie nochmals verſichert werden kann, um 
die obligatoriſche Civilehe. — Nach einer genauen Zählung beläuft 
ſich die altconſervative Partei auf 69, die neue conferoative auf 44 
und die Freiconſervativen auf 39 Mitglieder; letztere beide Fractionen 
repräſentiren alſo mit 83 Mitgliedern eine compacte Maſſe, die den 
Nationalliberalen (mit 116 Mitgliedern) am nächſten kommt. Dem 
Bundesrath iſt der Entwurf eines Geſetzes über das Unterrichtsweſen 
in Elſaß⸗Lothringen zugegangen. Dasſelbe ſtellt das geſammte niedere 
und höhere Unterrichtsweſen unter die Aufſicht und Leitung des 
Staates. Zur Eröffnung von Schulen, zur Anſtellung von Lehrern 
und zur Ertheilung von Unterricht iſt die Genehmigung der Staats⸗ 
behörden erforderlich. 


[Herr Peter Reichenſperger! veröffentlicht in der „Germ.“ 
gegen den Canonicus Dr. Künzer folgende Erklärung: 

Der Herr Canonicus Dr. Künzer hat für gut gefunden, in einem an den 
Grafen von Balleſtrem gerichteten und veröffentlichten Schreiben eine an⸗ 
geblich von mir gemachte Aeußerung zu ſeiner Unterſtützung anzurufen. Die 
betreffende Stelle lautet, wie folge: 

„Ueberdies iſt die politiſche Haltung der Centrums⸗Fractionen gerade 
für uns Katholiken verhängnißvoll geworden, und es wird die Zeit kom⸗ 
men, da es den Meiſten klar ſein wird, daß die Bildung der Centrums⸗ 
Fractionen ein politiicher Fehler und die Anklammerung der Katholiken 
an dieſelben ein Unglück geweſen, wie Herr Peter en b. See nicht 
lange vor jener Fractionsbildung im Hauſe des Herrn v. Savigny bei 
Tiſche in Beziehung auf die von dem geiſtlichen Rath Müller vor⸗ 

1 9 Bildung einer „katholiſchen“ Fraction ſehr richtig vorherge⸗ 
agt hat.“ ; 5 

Herr Künzer ſcheint um eine ſachliche Argumentation ſehr verlegen ge⸗ 
weſen 55 ſein, indem er zu einem vor drei Jahren ſtattgefundenen vertrau⸗ 
lichen Meinungsaustauſch zurückgreiſt, de At | 

ſtützt, jonderm widerlegt. Ich habe mich nämlich nicht erſt beim Beginne 
der gegenwärtigen Legislaturperiode gegen die Neubegründung einer „katho⸗ 
liſchen Fraction“, ſondern ſchon vor vielen Jahren gegen die Fortführung 
dieſer un Jahre 1853 provocirt geweſenen Fractions⸗Bezeichnung ausge: 
ſprochen, indem die Erfahrung mich gelehrt, daß die kirchenfeindlichen Par⸗ 
teien daraus einen Vorwand zu Angriffen und Verdächtigungen entnehmen. 
In Anerkennung dieſer Thatſache iſt denn auch nicht wieder eine „katholiſche 
Fraction“, ſondern die nach ihrem Programm und ihrer Zuſammenſetzung 
nicht confeſſionelle „Fraction des Centrums gebildet worden. Allerdings 
zeigt es ſich nunmehr, und das Schreiben des Herrn Künzer liefert einen 
neuen Bewels dafür, daß auch jene Thatſache in letzterer Beziehung keine 
Veränderung herbeigeführt hat, obgleich die in der „Centrums⸗Fräction 
zufammengetretenen Abgeordneten oftmals dem Wunſche und der Hoffnung 
Ausdruck gegeben haben, daß auch verfaſſungstreue, für Wahrheit und Rech 
eniſchieden eintretende Nichttatholiten ſich moͤglichſt zahlreich ihrer Fraction 
anſchließen mochten. 5 1 

Die Fraction des Centrums ſelber it auch nicht im Gegenſatze zu der 
königlichen Staatsregierung, ſondern zu den in „liberalen Kreiſen“ nach 
Ausweis des ſogenannten Kloſterſturmberichts bereits zu Ende der vorigen 
Legislaturperiode ſcharf hervorgelretenen kirchenfeindlichen Tendenzen gebil⸗ 
vet worden, um im damaligen Einverſtändniſſe mit der königlichen Staats⸗ 
regierung den verſaſſungsmäßigen Rechtsbeſtand im Lande zu vertheidigen. 
Die königliche Staatsregierung ſeldſt hat in der erſten Seſſion des preuß. 
Abgeorduetenhanſes auch kein Wort des Mißtrauens gegen jene Fractions⸗ 
bildung laut werden laſſen, und es bleibt daher trotz der Behauptungen des 
Herrn Künzer unerklärlich, wie die Centrumspartei die ſeitdem eingetretene 
Haltung der königlichen Staatsregierung gegenüber der katholiſchen Kirche 
verſchuldet haben könne. Noch unerklärlicher wird dies gegenüber der That⸗ 
iche, daß ſeitens der Staatsregierung wiederholt behauptet worden iſt, daß 
die in Rede ſtehende Fraction gar nicht die Anſchauungen der Mehrheit 
ihrer eigenen Glaubensgenoſſen vertrete. mE 2 

Ich darf wohl die Erwartung hegen, daß diejenigen öffentlichen Blätter, 
welche das Schreiben des Herrn Künzer veröffentlicht haben, auch die gegen⸗ 
waärtige Erklärung aufnehmen werden. , 

Peter Reichenſperger, 


Berlin, 1. 5 

ei Mitglied des Abgeordnetenhauſes. 
[Marine.] Das deutſche Geſchwader, beſtehend aus S. M. 
Panzerfregatte „Frledrich Carl“, S. M. Corvette „Eliſabeth“ 
und S. M. Kanonenboot „Albatroß“, iſt am 12. November cr. 
im Hafen von Porto grande — St. Vincent — angekommen. & 


r 


Stadtverordneten Rein] wurde beabſichtigt, am 14. ejd. m. die Rei 


welcher ſeine Ausführung nicht unter: | N 


2 N = r er TI 


zuſetzen. Der Geſundheitszuſtand im Allgemeinen gut. 


Eſſen, 28. November. [Bei den foeben beendeten Stadt⸗ 


* 


verordneten wahlen! find von den 11 ausſcheidenden Mitgliedern 


des Collegtums 5 wieder und 6 neu gewählt worden. Mit dem Re: 


ſultat der Wahlen kann die liberale Partei in hohem Maße zuftieden 


fein, denn die ſämmtlichen von derſelben aufgeſtellten Candidaten find 


mit glänzender Maforltät gegen die Candidaten der Gegen⸗ (elericalen 
oder nach der eigenen Bezeichnung derſelben kathollſchen Volks⸗) Partei 


gewäblt worden. 
lebhafte. 
Coblenz, 28. November. [Bei den heutigen Stadtraths⸗ 
wahlen! dritter Klaſſe ſiegten die Candidaten der liberalen Partei. 
Dresden, 30. November. [Die zweite Kammer] war geſtern 
zu einer vertraulichen Sitzung verſammelt, in welcher der bekannte 
Zwiſchenfall bei Gelegenheit des Königlichen Ebejubiläums (das takt⸗ 
loſe Programm des Hofmarſchallamts, wonach die Abgeordneten ſich 
im Schloßkorridor den königlichen Feſtzug ſollten anſehen dürfen) zur 
befriedigenden Erledigung gelangte. Es kam ein Schreiben zur 
Kenntniß der Abgeordneten, welches im allerhoͤchſten Auftrage das 
Geſammtminiſterium an das Präſidium der zweiten Kammer gerichtet 
hatte und worin ausgeſprochen war, der König bedauere lebhaft, daß 
ein Mißverſtändniß habe Platz greifen können. 
Sr. Majeftät gegen die Stände des Landes ſeien dleſen ſeit lange be⸗ 
kannt, ſie wären und blieben fortwährend unverändert. Das Ge⸗ 
ſammtminiſtertum hätte gewünſcht, daß die für verletzend erachteten 


Stellen des Programms ihm näher bezeichnet worden wären, damit 


es ſofort hätte nachweiſen können, wie jede Abſicht einer Mißachtung 
der Stände gänzlich fern gelegen und nur die allerdings „nicht glück⸗ 


liche Faſſung“ der oberhofmarſchallamtlichen Bekanntmachung einem 
Die dadurch herbeige⸗ 


führte Erledigung der pelnlichen Angelegenheit ward auf ausdrückliche 


ſolchen Irrthum habe Raum geben konnen. 
Frage des Präfidenten von allen Anweſenden ausnahmslos als „völlig 
zuftiedenſtellend“ anerkannt. 3 

Straßburg, 3. December. [Eiſenbahn.] ine kaiſerliche 
Verordnung d. d. 20. November c. beſtimmt, daß für die zum Bau 
der Eiſenbabn von Kolmar nach dem Rheine erforderlichen Terrain: 


ſtrecken die Beflimmungen des Exproprlationsgeſezes in Kraft treten 
ſollen. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 


Sternwarte zu Breslau. 


December 3. 4. Nachm. 2 U. Abos. 10 U. Morg. 6 U. 
Luftdruck bei 0°. .. 328,37 328,09 327,49 
Luftwärme.......-..- + 1113 + 14 + 4.5. 
Dunſtdruk 3,86 327! 272 
Dunſtſättigung 73 pCt. 85 pCt. 89 pCt. 
Wind Me SW. 1 S. 2 SO. 1 
Weite ana er woltig. beiter. trübe. 


Breslau, 4. Dec. [W aſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 8 8. U.⸗P. — F. 118. 


Berlin, 3. Decbr. Die Stimmung der Börfe hatte ſich nicht Keen { 
E 


lich gegen die Tage zuvor gebeſſert, doch fand das keineswegs in der 
größerung der Umſäße Ausdruck; das Geſchäft blieb in den meiſten 

ſehr beſchränkt und eine entſchiedene Ausnahme machten eigentlich nur 
zoſen, für die ohne beſtimmt erkennbaren Grund plötzlich eine lebhafte Kauf⸗ 
luſt ſich eingeſtellt hatie. Im Ganzen verhielt ſich die Börſe auch heute ab⸗ 
wartend, und mag dieſe Tendenz durch die etwas knapper ſich geſtaltenden 
Geldverhältniſſe hervorgerufen worden ſein. Der Wochenausweisz der Preu⸗ 
ßiſchen Bauk war in ſeinen Einzelnheiten noch zu a bekannt, als daß 
man aus der erheblichen Vermehrung des Notenumlaufs eine ungünſtige 
Entwickelung des Geldverkehrs hätte folgern können, in unterrichteten Kreiſen 
legt man der Vergrößeiung der Lombardbeſtände kein größeres Gewicht bei 


ällen 


und hegt die Auſicht, daß dieſelben durch den Ultimobedarf heraufgeſchraubt, 


bereits im nachſten Ausweis eine bedeutende Verminderung zeigen werden. 
Die Speculationg = Papiere, gleich anfänglich höher, uch 
wäbrend der Börſe eine weitere Coursbeſſerung durchſetzen, Staatsbahn ging 
ebr rege um und blieben bis zum Schluß ſteigend. Auch in öfterreihiihen 
rebitactien war der Verkehr von ziemlihem Belang, während Lombarden 
vernachläſſigt blieben. Bon anderen öſterreich. Bapnen zeigten ſich Galizier 
— notirten Conrs geſucht. Oeſterreichiſche Fonds Fit und ziemlich lebhaft. 
on auswärtigen Fonds war in Italienern, in Tabaks⸗Actien und in franz. 
Rente recht lebhaftes Geſchaft bei feſter Haltung. Amerikaner höher, auch Türe 
ken zogen an. Von ruſſiſchen Staatspapieren traten nur Bahnen in beſſe⸗ 
ren Verkehr. Still, aber ziemlich feſt blieb das Geſchäft in preuß. Fonds, 
Courſe wenig verändert. Pfandbriefe auch heute lebhafter. Von Petoritä⸗ 
ten gingen nur a dg bee Beträge um. Auf dem Eiſenba nactien⸗Markte 
vermochte ebenfalls die beilere Stimmung nicht, ein regeres Geſchäft zu in⸗ 
tropuciren; ibeilweiſe ſtellten fi die Courſe etwas höher, auf Rhein. und 
Köln⸗Mind. concentrirte ſich vorzugsweiſe die Kaufluſt, dach bleibt der Verke 
trotzdem wenig umfangreich. Görlitz zu herabgeſ.Courſe begehrt, Operſchl ebenfalls 
niedriger, Rumänien beſſerten ihren Cours, ebenſo zogen Maſtrichter und 
Nahebahn etwas an. Für Preuß. Bahnen war 10 Prämie viel Begehr 
und das Geſchäft daher nicht unbedeutend. Bankactien meiſt ſehr ſtill, bes 
Er fee ſich aber recht gut. In Wechſelſtuben, Berliner Handelsgeſell⸗ 
chaft und Commerzbank fand größerer Verkehr ſtatt, auch Berliner Bank⸗ 
verein gut belebt, desgleichen Braunschweiger Credit. Wiener Makler⸗ 
bank bedeutend höher. Hamburger Bankverein 123 —124 bez. und 
Geld, Halleſche Credit 102%, Baſeler Bankverein 110 Brief, Dres⸗ 
dener Handelsbank 105 bez., Warſch. Disc. 102, Wiener Arbitr. 123% bez. 
Induſtriepapiere ſchwach belebt. Reger gingen Fagonſchmiede, Mattiſſon, 
achen⸗Höngener um. Bochumer Gußſt., Laura, Mechernicher höher, desgl. 
Deutſche Eiſenbahnb., Ritterburg 112½ —114½, Mosgau Silberwaaren 
e Poſt bez. u. Gd., Rathenower Optiſche Induſtrie⸗Anſtalt 1074 
ez. U. Gd., 
der Brauerei 78 Br., Globus 105% bez. u. Gd., Schönfärbere i (Thiele und 
Seegers) 103% bez. u. Gd. (Bank- u. H.⸗3.) 
3, Stettin, 3. Decbr. [Stettiner Hörſenbericht.] Wetter; ſchön. 
Lemperatur + 6° R. Barometer 27“ 10”, Wind: Weizen 
matt, pr. 2000 Pfd. loco gelber ger. 51— 59 Thlr. bez., beſſerer 60—70 
Thlr. bez., feiner 76—82 Thlr. bez., pr. December 82 Thlr. bez., pr. 99000 
jahr 82% — 7 Tolr. bez., pr. Mal⸗Juni dito. — Roggen matt, pr 


Pfd. loco ruſſ, 52 — 54% Thlr. bez., inländ. 53—56 Thlr. bez., pr. Decem 


ber 55%, 4 Thlr. bez., pr. Januar⸗Februar 55% Thlr. bez., 
jahr 56 7 —.56 Thlr. bez, pr. Mai⸗Juni 55% Wit bez. — G 
pr. 2000 Pfd. loco 50—57 Thlr. dez. Haſer matt, pr. 2000 
38—44 Thlr. bez., pr. Frühjahr 45% Tolr. dez. — Erbien 5 
Pid. loco 42—47 Thlr. dez. — Wınterrübjen ohne Handel. — 1 
feſt, pr. 200 Bid. loco 23% Tulr. Br., pr. December 22%, 1 . d. 
u. Br., pr. April⸗Mai 23% Thlr. bez., pr. September October 24 Thlr. Thie 
— Spiritus matt, pr. 100 Liter 100 pt toco obne 315 Kin bez., 
bez., mit leihweiſen Gebinden 18% Thlr. bez, mit Faß 18% J. Hr 
pr. December u. December-Januar 18%, % Ahle, pr, ae k . bez, pr 
ebruar 18%, Thlr. Be. u. Gld., pr. Jrublabr 18%, Ar 5 > Dec 
ai Juni 87 Thlr. be. — Petroleum loco . Wr rs PR Februar 
ber, ecember⸗Januar 6½ Thlr. 9 7 Thlr. Br., pr. Januar ⸗Fe 
e Br., pr. bee. Been. dir. Br. j 
. 3 el PD Ari 
Neat e Weiten 82, Roggen 55%, Rüböl 22%, Spiri⸗ 


tus 18 lr. 5 
2 [Producten Bericht bon Lewin Berwin 


Poſ i i is 543 
7 o 10.0 Kilogr.) feſt. Kündigungsprei u. 
83 dos Berender 54% bez. u. Br., December⸗Januar 54% bez. 
Februar 55 bey, u. Gld., Frühjahr 55% bez. u. Br., April⸗ 
Mai 85% Old, Mal⸗Jun 55% Br. — Spiritus: (pro 10,000 Liter ) 
en Kündigungspreis 17%. Get. — Liter. December 17% bez. 
17 G., Februar 18 bez. Br. u. G., 
bez. u. Br., April 18%. 15 u. G., April⸗Mai 18% G., Mai 18% bez. u. 

Br., Juni 18% G., Juli 18% bez. u. G. 

Poſener Markt⸗ Bericht. Weizen: feſt, pro 1050 Kilogramm 
feiner 92—96 Thlr.“ mittel 85—88 Thlr., ordinär und defect 75 80 Thlr. 


— Roggen: böber, 


Br. u. © 


Die Netheiltgung war eine veihältnißmäßig febr 


ran⸗ 


konnten auch 


harlottenburger Baugeſell chaft 105% bez. u. Go., Dorimun⸗ 


Marz 184. 


pr. 1000 Kilogramm feiner 58 —60 Thlr., mittel 


Die Geſinnungen 


2 


TIRFREZ 


| NER: 
fe nach Barbadoes fort: 


ET —— — 


Kl Tblr., a 53—54 Thlr. — Gerſte niedriger, pr. 925 
„feine 47—49 Th mittel und ordinär 44—45 Thlr. — 9 

— 22 pr. 625 Aller 255 287 —29 % Thlr., mittel u. defect 25— 
— Erbſ 5 — ngebot, pro 1125 Kilogr., Koch⸗Erbſen 54—56 Wir. 
Erbſen Thlr. — Lupinen: offerirt, pr. 1000 Kilogramm 


gelbe 32— 5 Abr. blaue 28—30 Thlr. — Widen: pr. 1000 Kilogr. 
— Oelſaaten: pr. 50 Kilogr. Raps — Thlr., Rips — Thlr. — 
Leinſ aamen; ohne Umſatz, pro "Rilogsamım 78—82 Thlr. — Bud: 


weizen: in feiner Waare begehrt, pr. 875 Kilogr. 46 —50 Thlr. — Feinſte 
Waaren über Notiz. — Wett Bede. x 5 


eee, Eourfe am Bir Börfennasriöten. 

Wolſſ 's egr.⸗ Bur 
ris, 3. December, N ttags 3 Ar Courſe.] 3proc, 
Rent 53, 00. Anleibe — 4071 83, 42 2. [Son 1. 1872 85, 774, 


tplt.) 75. Oeſterr. Staats⸗Ciſendahn⸗Acſien —, —. do. neue — 


Nee ze un Rene 68, 25, dio. ERS 8925 150. Framoſen 
err. Roraweftbahn 515, 00. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 467, 50, do. 


oritäten 258, 00. Türken de 1865 54, 70. do. de 1869 322, 50. Türken⸗ 

e —, —. Neueſte türkiſche Lonfe — — 5 Ber. St. pr. 1882 
ungeſt.) —. —. Goldagio —, —. Franzsöfterr. sungar. Bank —, —. 
Conſols 91%, ,. Spanier 


London, 3. December, e 4 Up 
Italien. 5procent. Rente 66%. 
Spy rocent. Ruſſen de 1862 92. 
5 SR Nordd. Schatzſcheine —, —. 
Türt Anleihe de 1865 53%. 


barden 18%. Mexikaner — —. 
Öprocent. Ruſſen de 1864 96. Silber 

Franzöſiſche Anleihe Morgan —, —. 
öprocent. Türk. Anleihe de 1869 621%. 


proc. Verein. St. pr. 1882 90%. Platzdiscont — pCt. — 1 5 
e 10% Berlin 6, 26%, 5 3 Monat ‚lang 67. 
Frankfurt a. Wien N — — r. See — — 
ne 3. Decem Sch chluß⸗ 
Courſe. 


. Nocbweſbe n 
eſſen 7%. 5 


55 Pramet, neh 1 Mil Anleihe 100%. Neue Badiice 

4. 1872er ruſſiſch⸗engl. 2 Ben 89 00. do. nicht vollbez. 

„ Bodencred. 91%. Neue Ruſſen 90%. Türten 51%. Silberrente 547% 
. 61%. Minden⸗Looſe Er: 1860er Looſe 95%. 1864er Losie 
— —. Ungariſche Anl. 77. do. Looſe 110%. Raab⸗Grazer Looſe 82%. 
Gömörer 84%. Bundes⸗Anleihe 100%. Amerikaner de 1882 96%. Darm: 
ſtadter Bankactien 562. Meininger Bank 167%. too. neue 158%. Schuſter⸗ 
Gewerbebank 152%. Süddeutſche Bodencredit 112%. n 
Bank 131%. a Bank 124. Franco⸗holl. Bank —. Franz. ⸗ital. 

Bank 97%. Central⸗Pfandbr. 95%. Bon De e 185. Brüffeler 
Bank 121%. Berl. Bankverein 167%. . Vereinsbank 102 Frankf. 
Bankverein 170%. do. Wechslerb. 11344. Centralbant 120%. ntwerpener 
Ban t120%. Engliſche 3 55%. Baltiſchport 87%. Fa Le — 

Anl. 95%. South Caſtern 72 N 118%. ectenbant 
137. Wiener Unionbant 301. Frankfurter Baubank 107%. Oeſterr. 
Nationalbank 1054. Feſt aber il, jaſbsk⸗Wiasma Eiſenbahn 88%. 
Franz. ⸗öſterreich.⸗ungariſche Bank 1127. 

*) pr. medio reip. pr. ultimo. 

Frankfurt a. M., 3. Decbr., Abends. [Effecten⸗Societät.] Ame⸗ 
ritauer 96%, Creditactien 3654, 1860er Looſe 94% ere 4 366%, 
Gallier 250, Lombarden 215%, Silberrente 64%, 


err. Nationalb. 
, Hahn’ ſche Effectenbank 137, Staatsbahn —, In 


eue Staatsbahn 


7 5 er Bank —, —, Continentale —. Frankfurter Bankverein 
Ham 3. December, Nachm. [Schluß ⸗Courſe.] Preuß. — 
148%. 9 . e 1000er ©o 5 N 65 — 


Raab⸗Grazer Looſe 84%. 
. a e 1 


. 8ba! 
186855 mare 1 120 60 
che de 1 disconto 4 pCt. Officieller Discont — 
W n 502. N Union 190%. Anglo⸗deutſche neue 12274. 
echſelnotirungen: London lang 13 Mk. 7% Sch., London kurz 13 Mt. 
11 Sch., 1 35, 83, Wien 82%, Paris 189, Petersburg 23%- 
Hamb urg, 3. December, Nachmittags. [G etreldemarkt. Weizen 
und Roggen loco preisbaltend, auf Termine ruhig. Weizen pr. December 
127pfo. pr. 1000 Kilo netto in Mk. Beo. 167 Gd., pr. December: 
nt 127pfd. pr. 1000 Kilo netto in Ml. Beo. 167 Gd. pr. April⸗ 
ai 127pfd. pr. 1000 Kilo netto in Mk. Beo. 164 G5 Roggen pr. 
December 1000 Kilo netto in Mk. Beo. 110 Go., 75 December⸗Januar 
1000 Kilo netto in Mk. Beo. 110 Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto 
in Mk. Beo. 112 Gd. — Hafer prelshalend. — Gerſte ſtill. — Rüböl ſtill, 
loco 25%, pr. Mai 25. — Spiritus ſtill, pr. 100 Liter 100 pCt., pr. Dechr. 
Wa f 5 7 7 16, pr. April⸗Mai 15% preußiſche Thaler. — 2 
IR mſatz 3000 Sad. — Petroleum feſt, Standard white loco 14% B 
Gd., pr. Dechr. 14% Gd., pr. Januar⸗März 14% Gd. 
tet, 3, December, Vormittags. ee A 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Stetig. Tages⸗Import 19,000 B., 
davon 14,000 u. amerilaniſche 
bool, 3 . December, , Bormittags 10 Uhr 39 Min. [Baumwolle.] 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Sehr ruhig, 9 unverändert. 
Tages: Import 19,385 Ballen, davon 13 ‚881 B. amerikaniſche. Orleans 
ener Berfcifung 9%, ameritanifche aus irgend einem Hafen 
9%, ee tung 9% % D. 
Liverpool, 3. Decbr., Nachm. [Baumwolle. 8 12,000 B. 
Umſatz, davon für Speculation und Export 
Midvl. Orleans 10%, middl. er we 9355 fait Hhollerab 6%, 
2 fair Dhollerab Sr 27 middl. Dhollerah 6, middl. Dbollerax 
766 fair Bengal 5. fair Broach 7%, new fair Domra T%, good fair Domra 
7%, fair Madras 6%, fair 5 9% , fair Smyrna 7%, 5 7 Egyptian 9% 
ancheſter, 3. Decbr., Nachm. 121 Water Armit⸗ 9%, 12r Water 
Taylor 11%, 20r Water Micholls 13%, 30r Water Gid 15, 30r Water 
Clayton 2 40r Mule Mayoll 14%, 40r Medio Wilkinſon 15½, 361 
Mera! ualität Rowland 15, 40r Double Weſton 16%, 60r Double 
eſton 19, Printers 9%, % 8 pie. — — Gutes Geſchaft zu 


ee Preiſen. 
f a 1 Wechſel⸗ 


52% 


Petersburg, 3. Decbr., Nachm. 5 Uhr. 


cours auf London 3 Monat 32%, do. 72 amburg 3 Monat 10455 
bo. auf Amſterdam 3 Monat — —, do. auf Paris 3 Monat 348%, 
mente 3.07 d 1526, 1866er e e (geftplt.) 10%. 
mperials 8 Reims 1 
Peters 3. Decbr., 5 Uhr. (hrobucenmartt] Talg 
Io 49% ze Aug. 51%. Ben —, pr. Mai 13. Roggen loco — — 
= 2 „paler Mai⸗Juni 4, — Hanf Juni —. Leinſaat (9 Pub) — 
ai 
bn gsberg, 3. December, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen ſtill. 
Roggen 5 loco 121/12 2pfd. 2000 Pfd. dene 50%, pr. — m 49%, 


be 51%, pr. fen da 85 Thlr. Gerſte jene zubi afer matt, 
I ve Zollgew. 38 17 5 x 41, b. We unt 42 
45% Thlr. — Spiritus pr. 
„Frühjahr 18% Thlr. — 


be eee Auer 


3, December, ad: 2 Uhr. 
2000 Übunter 82—83, 


d. Zollgew. 80— 
0 5 ne 6280 1er April-Mai 83 hl. 
gew. in 1 2% do. pol⸗ 
177 bi KR 5. Blei e 
fd. Zollgewicht 46. — große pr. 1955 f 
SE 3 = 9 85 Kr "200 Sp 42 en. " 
—45, do. „Jutier⸗ Erbſen pr. loco Hl. 
Hafer pr. 2000 Pfd. Zollgew. i500 39 — 9 Spiritus 100 Liter 100 
W loco 18 Thlr. — Wetter: Nebel. 
Köln, 3. December, Nachmittag 5 Ubr. [Beteeivemart] Weizen 
15 hieſiger loco wu fremder locd 8 8 15 pr. Marz 8, 7, pr. Mai 8, 6 
gen matt, loco 5, 25, pr. Marz 5 11%, pr. Mai 5, 13. Rüböl ie 
Eu > pr. Mai 12%, vr. October 120 Leinöl loco 13. — Wetter: 


arts, 3. Decbr., Nachmittags. J 6 peng Rüböl feſt, 
pr. December 99, 25, pr. Januar⸗April 100, 25, pr. Mai⸗Auguſt 100, 50. 


niſcher 2 1% 


1 8 feſt, pr. „December 71, 00, 4 57 „genuar-April 68, 75, Maäry April 
69, 00 2 en pr. December 58 — Wetter: Veränderlich. 


Liverpool, 3 „December, Nachm. tete) Weißer Weizen 
1 D., Mais 3 D. billiger. Mehl flau. 


r EEE — — > —-—-—t— 


3. December, Nachm. 4 Uhr 30 Min. Se 18. 502 Vicepräfident Sand im erſten Scrutinium mit 91 von 114 Stimmen 


1 = zen ne „Roggen unverändert, 


e 3 
= Dece wi 8 e 3 
eg a weiß, loco 52 bez., Br., pr. De r., pr 
g 53 bez. und Br., pr. er Ain und pr. an 54 Br. — 
ei 


Amſterdam, 3. December, Nachm. 4 Uhr 15 BAR [®etreidemartt.] 
Schlußbericht) "Roggen per März und pr. Mai 20 Wetter: Regen. 
remen, 1 1 Petroleum ruhig, Standard white loco 21 


do. neue 110. 5 116. Illinois 127%. Erie⸗Bahn 53. 
e 27 Seht 750. Raff. Petroleum in New, ort 2744. do. in 
Philadelphia 26%- Havanna⸗Zucker Nr. 12 10%. other übiahrs⸗ 


weizen —. 


zum Präfidenten und Deſor mit 75 von 116 Stimmen zum Bice⸗ 
präfidenten gewählt. 

Verſailles, 3. Dechr. Die Nationalverſammlung nahm ſämmt⸗ 
liche Pofitionen des Budgets des Kriegsminiſteriums und die 49 erſten 
Pofittonen des Budgets des Miniſterlums der Öffentlichen Arbeiten an. 
Kein beſonderer Zwiſchenfall. 

Konſtantinopel, 2. December. Das gegenwärtige Cabinet, deſſen 
Stellung bereits erſchüttert ſchien, ſoll ſich wieder befeftigt haben; nach 
Beendigung des Beiramfeſtes hat der Sultan den Miniſtern feine aus⸗ 
drückliche Befriedigung über die Behandlung und den Fortgang der 
Geſchafte zu erkennen gegeben. 


Wien, 2. December. [Shlahtviehmartt. Nachdem die Lemb 
Statthalterei die Einfuhr der während 5 0 Tagen lin Nowofelica an ehalle⸗ 
nen 4000 Ochſen endlich bewilligte, gestaltet ſich die Zufuhr von 1 


a ngarn 
Berliner Börse vom 3. December 1872. und den benachbarten Provinzen eiwas geringer, enthielt jedoch eine —— 
FVochsel- Cours Eisonbahn-Stamm-Actien. == a Partien, welche zur Deckung des jetzigen Bedarfes ge⸗ 

ez = 0 nügend ausreichten 

Amsterdam200F. Fk ee us Ze 125 f H — 4 85 Der Handel war bei normalem Zutrieb 11 ge vorwöochentliche 

Hamburg 300 Mk. 5.5.13 — „ | Berg.-Märkische . | 8 44 136 bz Preiſe 1 geblieben. Man notirte für Ma act 91585 1400 St.) 

— 2 n-. n .. — 

e 32 6 6.2 4 ba Berlin Görlitz D 107% be. von Pie 36.50, Weide⸗Ochſen von Fl. 30.50 bis „ſerhiſ 90 
Faris 300 Pre. 2 % [ Berlin Hamburg. 10 10% 4 [238 8. und e von Fl. 2831.50 und Contumaz⸗ O 1 von Fl. 28 
Wien 150 Fl. 3 1 8 1 8. Bai t 75 1 1 N Bi bis 32 pro C belief ſich 
do, do. .. * . „| Berlin-Stettin .. . Der Zutrieb belief ſich auf 3365 O a 969 v 
rie, , e e e e ae de Ae delle 

do. do. 2 NM. — — neue — — z.B, bon der Umgebung 

Frankf.a.M.100F1. 2 M.|ö | — — = Minden 10% 11 ¼½ 4 173% bz. 

petersburgiooSR. 3 M. 6% 89% a, do. neue 5 5 112½ ba @ Berlin, 3. December. Weiz en loco 72—92 Ir. pro 1000 Kilogr. 

"| Warschau 00 BR. re ae Dur. re 5 [10837 dm = Qualität, gelber 83%, Tölr⸗ ab e bez. 1 decende 82% a 

ara | Tann Halio-Sorau Guhcn 0.0 16 [5 due. l 9 ecember⸗Januar — Thlr. bez. p aaa, ebruar — Al 

Fonds un hen — Odasıh e 5 ebruar⸗ — > Ir. 
Nordd. Bundes Anl. . |5 | — — Kaschau-Oderberg 5 20 ba G Mai 827 —81 4 U 8 15 bei, Narr Ir. bez. bes, wel 
"Anleihe 4 ½ 100 % ba. Kronpr.-Rudolfb. | 5 i⸗Juni 7 Tolr. bez., Roggen 
ae e ee, ee e | sin. [109 , Ai det. Verrat ee 500. f ber, pe. December 
di 1854/55 bz rk-Poßener ı . a anuar 565, —%—ı Ir. bez., as 
40 wee 10 ee ai An „derer an Ae ba, 8 95 
99 5 . 5 2 
alte e N a 1 Maine Luäwieshal| 9 4 i N 11 2.0 23% ze Sirius a Be 10 Air. 51g 19 19 Thlr. 2 Sgr. 1 
dito = 6 110% 6 pro December 1 —24 Sgr. bez. * anuar 18 
2 —— 8 = — Seegen. 12% 1 1 Br bee 23—19 S Sar- bein ib Mat 18 Tl. — le Sg 15 — 2172 „ 

Staats-Schuldacheine'. 89% bz, A 1 — Sgr. bez pril⸗Mai 18 lr. 28—25 Sgr. . i⸗ 18 Thlr. 

a e en. Bla derer eee 82-2 Ser. ber e 

Berliner Stadt-Oblig. bz. Destr. südl, St-B.| 3 4 fs 12274 (2 — Br er 

— 2 Ostprouss.Büdb..10 |0 f 42520 Breslau, 4. Dechr., 9% Uhr Vorm. Am heutigen Markte war 

© (Central-Boden-Cr. 8 101, B. Rechte O.-U-Bahn) 4 , [5 1133 .der Geihäftönertehr big i mäßigen Zufuhren, Preiſe unverändert. 

12 db. 5 100 Reichenberg-Pard.] 42 4 4½% 79% ba. 

3) do, Unkändb. 8, 183% b.. Rheinische 855 10 4 73 br. Weizen in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 7— 

= he 3 B 

n 4 220 C0000 air gebe 73h We, 1 — . 00 7 

2 che * 0 es r 5 "4 bk. ohe Forderungen erſchwerten den Umſatz, pr „ 5 

2d Far u Meumärk. | ff 8. eee Fe 151 „ bn b 27 0 85e ine Sorte 6% Zr, dee r ar. 554 

8 nee a | 934 bz. Thüringer 104 4 184 526 Gerſte ruhiger, pr. 100 Kilogr. 58576 Thlr., weiße 54—5% Thlr. 

@ (Preussische , | 237% ba. Warsehauwiien" i i 5 | 00% m: _ ARE, K, pr. 100 Kilogr. 4% bis 4% Thlr., feinfte Sorte über 

5 —— 8 Ahoi. 1 — 8 8 Eisenbahn- Stamm-Prioritäts-A: ‚Action. 2 Fr ezahl 

eee eee e ce g ic m 10 aan 10% a 

Kurh. 40 Thlr.-Loose — — Hallo Zoran Guben 5 3 5 32. > Lupinen derte, pr. 100 il ga r. gelbe 3. —3% Thlr., blaue 3 bis 

Oldenburger Loose 37 G. Hannover- Kauen 5 3 5 90 ba 6 3% Thlr. . gr. g 1 4 5 u 

Lonisdtor — — Dollars 1.11 Makro |0o 5 89 5 Bohnen vernachläſſigt, pr. 100 Kilogr. Rieu 6-6% Thlr. 

Sovereigns 6.23 b. ee - ‚in e Südhahı, Ih 9 3% 8 * Mais angeboten, pr. 100 Kilogr. 54—5% Th 

aper 1070 6. Russ. Bkn. 82 Lech, O. B. Bs 8 6 138 5. 0 ee aten fen 


Bank- und — J 


Telegr apbifge 8 Depeschen. 


Bern, 3. December. Der 3 hat in ſeiner heutigen 
Sizung ſämmtliche Wahlen mit Ausnahme der im Canton Teſſin und 
der Wahl Sprechers (Graubünden) für giltig erklärt. Ueber dieſe u 
letzten Wahlen wird eine Commiſſion erſt Bericht erſtatten, die be⸗ 
treffenden Gewählten behalten inzwiſchen ihren Sitz in der Verſamm⸗ 
lung. Bei der darauf folgenden Präſidentenwahl wurde der bisherige 


Schlaglein 100 beachtet. 
00 Kilogramm netto in 88 Sgr., 5 


Ausländische Fonds. 5 ET Be SHlag-t 10 5 8 5 — 6 
i .| — 115 6. g⸗Leinſa 
orn. . 110 611 es 1 2 5 1 605 168 ba 6. Bun 4 12 9 25 — 10 5 — 10 N — 
apierr 5 erl. Kassen-Ver, 5 inter⸗ 2 9 10 — 5 10 5 
18 ee e e eee ee 10 BZ 
SER ee n 7 5 9 20 
ut: 3 5 8 u Peer: 2 Rapskuchen weni 0 eſiſche 73— gr. pr. gr. 
e . e e ee e mer | 1 ide 80 . 50 Allg 
r Silberpfandbr. 3 89. GL Diec-Bank | |, 4 1270 5 18 lan amade 3 9251 6% Thlr. J let, weiße 
F100 e 8 . 298 an . v m Ale 
© 2. res l. erban — — 
%%% = 5 ME] 2, na a . 
ıqu andbr, . — — B 
Amerik,5% Anl.p.189216 1507 62.6. |Brsi.Wechslerbuk| — . ( 4 .] f., Breslau, 3. December. J[Getreive⸗Transporte. In der Woche 
do. do. p. 18856 98% tz Centr.- Bk. f. Geno — 2 4 1484. ba. G.] vom 24. bis 30. Nopember d. N. find in Breslau eingegangen 
do. 5% Anleihe. 4 1855 ba. CoburgerCred.-Bk.| 54, 10% 4 15 b Weizen: 168951 Ctr. aus eſterreich (Galizien, Möhren 270), 190,84 Ctr. 
— r 12% 2 We 3 4% über die Ye lan 5 — reſp. von deren Seitenlinien, 2301,86 
Französische Rente. 6 | 82 526 Darmst.Zettelbank| 63, |8 4 [119 gebr. Cr. über die Poſener Bahn reſp. Seitenlinien, 671 Etr. über die Frei⸗ 
It. aba He 15 40 or. Der ben. : . | fi 6, | burger Bahn, 66 = 8 ie erg Gal ⸗Ufer⸗Bahn. 
7 en - R *. Roggen: aus Oeſterrei izien, Mähren ꝛc.), 173075 
4 100 Thlr- ” cheU * 7 
eh ka ur Dis: — 1 n ee . er. über — Poſener Bahn reſp. Seitenlinien, 2288,46 Chr. über die Rechtes 
enier — 2 
Türkische Anleihe. . 6 61 b. Gemospensch , a 0 110. OY ite 3512 co Gir. über die Oberfälehide Gifenbahn, zep.'von deren 
Badische 35 FL-Loose 394 ohe u. Gewb.Schusteru.c. 7 io 4 (51 ½ bd. | Seitenlinien, 207 Ctr. über die Freiburger Bahn. 
Braunschw. Präm.-Anl. G. Goth.Grundered,-B| 3 N 4 117% ba. B Hafer: 115,66 Etr. aus Oeſterreich (Galizien, Mähren ꝛc.), 406 Ctr. 
Bchmedische, e Hamb. Nordd.-Rk. 11% 12% 4 190 b B. Oberſchleſiſche Eiſenb f 1 d S 
Finnische 10 do. Vereinz B 9 über die 5 eſiſche Eiſenbahn reſp. von deren GSeitenlinien. 
b Hannover'sche = 1816 5 5 Hr ya 3 wurden von Breslau verſandt: f 
Königsberger do. _® Ö weiter 
H f Mn land l. la. 14 — ! 100% . 2 nach der Breiburger en m. 220 de g a here ehe 
e 52.8. do. junge 2 — gen tr. nach der Oberſch Eiſenbahn reſp. Nach⸗ 
4 g 5 2 
EM 4 Bor. [es e I hänge e 3 W 
dbahn 5 101 ½ bz. B. 5 echte⸗Oder⸗Ufer⸗Bahn. 
Magdeburger do, 
e e ee eee eee 7 6 un . 
0. 5 2 0 
e n ie’ 248 8 Rordd Grunder fie 1 fe [190 6. Außerdem wurden auf dem Oderthor⸗Bahnhofe ber Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗ 
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